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Der Arbeitsnachweis im Deutschen Reiche. 
I. Entwicklung des Arbeitsnachweises und seine gesetzllcbe 

Regelung. 
1) Entwicklung des Arbeitsnachweises. 1) 

Der Arbeitsnachweis ist eine neuartige. durch die Bedürfnisse des 
modernen Lebens notwendig gewordene Einrichtung, die ohne eine 
kurze Darstellung seiner meist wenig bekannten Entwicklung nicht 
verstanden werden kann. 

Der Arbeitsnachweis der Zünfte und teilweise öffentliche Ein­
richtungen der Kommunen in älterer Zeit hat mit der modernen Ar­
beitsvermittlung wenig gemein. Der moderne Arbeitsnachweis ent­
s~al1d aus d?r sp,rung~aften ymgruppiet;ul1&: de.s Wirt~c.lJaftsleb~ns, 
die zum Tell durch mner- und außerpolIhsche Vorgange bedmgt 
wurde und sich in der Richtung vom handwerksmäßigen Kleillbetrleb 
zum Maschineng:roßbetrieb entwickelte-und nafiirgemäßumfassende 
'Ört1icheVersCIüebU1ü~en der bis dahin durch die tatsächlichen Ver­
hältnisse und gesetzliche Vorschriften an Beruf und Scholle gebun­
denen Bevölkerung im Gefolge hatte. 

Das moderne Bedürfnis wurde zunächst durch die private, meist 
gewerbsmäßige Stellenvermittlung befriedigt. deren gesetzliche l(ege­
lung daher zuerst, und zwar durch das Stellenvermittlergesetz vom 
~.)uni 1910 ') erfolgte. Damals war aber die gewerbsniäßiltEf SteIlen­
vermlfthingeigentlich . schon überlebt. Deshalb hatte das Gesetz 
bereits die Tendenz, die gewerbsmäßige, Stellenvermittlung zugunsten 
des öffentlichen Arbeitsnachweises zurückzudrängen. 

Inzwischen hatte nämlich die öffentlich geförderte und unter­
stützte Arbeitsvermittlung im Verein mit den von Interessentenver­
bänden, Innungen, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. sowie 
von gemeinnützigen Vereinen unterhaltenen Arbeitsnachweisen, von 
denen die Arbeitsnachweise der Maschinenindustriellen. des Zechen­
verbandes im Ruhrgebiet, des Hamburger Hafenbetriebsvereins und 
des Zentralvereins für Arbeitsnachweis in Berlin genannt seien. be­
reits eine große Bedeutung erlangt. 

Die Organisation des Arbeitsnachweises blieb aber überwIegend 
eine private, wenig geregelte, äußerst zersplitterte, bei der oft die 
eine Einrichtung der anderen entgegenarbeitete. Nur in Süddeutsch­
land nahm der Arbeitsnachweis einen überwiegend öffentIicnetr-Cha-

ii1$l," 

1) VergI. W ölblin.E, Der Arbeitsnachweis Handbuch der Stellenverm!ttlung, BerIin 
1918. 12 f., 64-122, Begründung des Entwuds eines Arbeit~nachweisgcsetzes S. 17-B!. 

") Abgedruckt bei WölbUng, Der Arbeitsnachweis S. 54 fr" I. T., auch bei Wölb­
ing, Commentar zum Arbeitsnachweisgesetz. 



2 1. Entwicklung des Arbeitsnachw. und seine gesetz!. Regelung. 

rakter an, indem die Gemeinden öffentliche Arbeitsnachweise errich­
teten, von denen die bedeutendsten die Aufgabe von Ausgleichstellen 
übernahmen, d. h. sie vermittelten diejenigen Stellerisucheriden und 
Arbeitnehmer, deren Aufträge die zunächst in Anspruch genommenen 
Arbeitsnachweise nicht erledigen konnten. Von der Ermächtigung des 
§ 55 des Stellenvermittlergesetzes, Bestimmungen über den Umfang 
'der Befugnisse und Verpflichtungen, sowie über den Betrieb der 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise zu erlassen, haben die Lan­
deszentralbehörden nur einen bescheidenen Gebrauch gemacht. Der 
Grund lag wohl wesentlich darin, daß es an einer Befugnis fehlte, die 
Gemeinden zur Aufwendung der Kosten für öffentliche Arbeitsnach­
weise zu zwingen. Den häufigen, namentlich aus Anlaß von ver­
schiedenen'Perloden großer Arbeitslosigkeit ergangenen Anregungen 
der Landeszentralbehörden folgend, haben die größeren Gemeinden 
vielfach gemeinnützige Vereine für Arbeitsvermittlung unterstützt 
und sich auf ihre Verwaltung einen größeren oder geringeren Einfluß 
verschafft. Diesen Weg ist auch die Gemeinde Berlin gegangen, dit 
nach und nach fast die gesamten Kosten des für die Entwicklung des 
Arbeitsnachweises in Deutschland höchst bedeutungsvollen Zentral­
vereins für Arbeitsnachweis übernahm und sich dafür im Jahret912 
statutarisch die Mehrzahl der Stimmen in der Genera!yersammiung 
und im Vorstande dieses Vereins sicherte. Damit war tatsächlich 
der bedeutendste Arbeitsnachweis. in Deutschland bereits kommuna­
lisiert, so daß die später erfolgende Uebernahme in die städtische 
Verwaltung nur noch eine Form war. Jedenfalls hat der Einfluß Ber­
tins auf die Entwicklung des Arbeitsnachweises äußerst befruchtend 
geWirkt. 

Bei dem Fehlen einer allgem~inen staiJ.tlichen Organisation über­
nahmen gleichfalls private Vereinigungen wie der Verband deutscher 
Arbeitsnachweise unter dem Vorsitze von Richard Fretüid,"späfer"der 
preußische Arbeitsnachweisverband und Verbände kleinerer Bundes­
staaten und preußischer Provinzen die Zusammenfassung der öffent­
lichen und privaten gemeinnützigen Arbeitsnachweise, neben denen 
Interessentennachweise. namentlich auch durch Tarifverträge verein­
barte Facharbeitsnachweise der Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter 
paritätischer. d. h. gleichmäßig aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
zusammengesetzter Leitung unter dem Vorsitz eines Unparteiischen 
ihre Bedeutung beibehielten. 

Trotz aller dieser Einrichtungen wurde die Inanspruchnahme der 
Arbeitsnachweise bei der Eingehung von Arb.eitsverhältnissen nicht 
die Regel. Vielmehr traten die Arbeitsparteien in den meisten Fällen 
unmittelbar in Verbindung. Das war keineswegs immer leicht. Das 
Ermitteln von Stellen und die Erkennung geeigneter arbeitsuchender 
Personen war unter den verwickelten Verhältnissen und bei der 
räumlichen Ausdehnung des in Betracht kommenden Wirtschafts­
gebiets außerordentlich schwer. mit Zeit, Kosten, Enttäuschungen. 

I 
I 

I 
.I. 
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1. Entwicklung des Arbeitsnachweises. 3 

Schädigungen und oft mit Demütigungen verbunden. Der reisende 
liandwerksbursche, die Umschau in den Städten, das kostspielige 
Inserat und die ermüdende und teure briefliche Bewerbung, das waren 
die wenig erfreulichen Wege. auf denen jemand eine Stellung erlangte. 
wodurch der Arbeitgeber zu einem Gehilfen kam. Verschwendung 
wertvoller Arbeitskraft, durch Aufsuchen der Stelle und durch un­
geeignete Besetzung bedeutete eine schwere Benachteiligung der 
Volkswirtschaft. 

Das Erstarren des Wirtschaftslebens mit Ausbruch des Welt­
krieges, die dadurch bedingte Aufhebung der Freizügigkeit und die 
durch den Krieg hervorgerufenen krampfhaften Zuckungen der Pro­
duktion riefen mit einem Male den Arbeitsnachweis. insbesondere den 
öffentlichen Arb.eitsnachweis auf den Plan, indem gleichzeitig Um­
schauundlllserat von selbst in den liintergrund traten.') 

Zur Herstellung einer einheitlichen Organisation. zur Gewinnung 
eines Ueberblicks über den gesamten Arbeitsmarkt im Reiche und zur 
Herbeifilhrung des Arbeitsmarktausgleichs wurde durch Verein-'· 
barung der Bundessregic;:I'ting;en am 6. August 1914 beim Reichsamt 
des Innern die .. ReI9hszentrale für Arbeitsnachweise" begründet. Zu­
gleich wurde vom kiiiserJichel1Statistischeri Amt der "Arbeitsmarkt­
an~ejgerH herausgegeben. In ihm wurden wöchentlich eHe-iiiehf er­
ledigten StelIen~esuche veröffentlicht. Mit Beginn de~ Kriegs schlossen 
sich vielfach die Arbeitsnachweise aller Richtungen In den einzelnen 
Orten zwecks gemeinsamer Arbeit zusammen, so in Berlin, wo zuerst 
der Name einer Zentralauskunftsstelle auftauchte. Durch die Bundes'­
ratsverordnung vom j4.JunL1916 (ReichsgesetzbI. S. 519)wurden 
die LandeszentraibehÖrden ermächtigt, den Oemefnden - oder Ge­
meindeverbänden die Errichtung oder Unterstützung unparteiischer 
öffentlicher Arbeitsnachweise zwangsweise· aufzuerlegen und Anord­
nungen über die Errichtung undderi Betfiiib solcher Arbeitsnachweise 
zu treffen. 

Eine besondere Bedeutung erlangten die Arbeitsnachweise 'da­
durch, daß ihnen durch :Erlaß des Kriegsministeriums vom 21. Septem­
ber 1915 die Begutachtung der ZurücksteIlungsanträge Wehrpflich­
tiger übertragen wurden. Ferner wurden die Arbeitsnachweise mit 
der Arbeitsvermittlung für den Vaterländischen Hilfsdienst auf Grund 
des Gesetzes vom 5. Dezember 1916 betraut. Die Zentralauskunfts­
stellen der Arbeitsnachweise, welche eine Zusammenfassung der 
öffentlichen und anderen Arbeitsnachweise darstellten. wurden mit 
der Gesamtdurchführung des Vaterländ. Hilfsdienstes beauftragt. In 
Bayern traten an deren Stelle die HauptarbeitSämter. Als untere 
Instanz dienten die Arbeitsnachweise in der :Eigenschaft von Hilfs­
dienstmeldesteIlen. 

') Vergl. Behördliche Massnahmen zur Arb eitsvermittlung im Kriege. Herausge­
geben vom Büro für Sozialpolitik, ferner Begründung des Entwurfs S. 28 H. 



4 I. Entwicklung des Arbeitsnachw. und seine gesetzt Regelung. 

Wie der überraschende Kriegsausbruch. so fand der beispiellos 
plötzliche Zusammenbruch des Krieges und die daraus sich ergebende 
überstürzte Demobilmachung nur eine unvollkommene. für derartig 
gewaltige Aufgaben noch nicht ausreichende Organisation des Ar­
beitsnachweises vor. Die Leitung des Arbeitsnachweises wurde am 
9. November 1919 dem Demobilmachungsamt des Reiches übertragen. 
welches mit diktatorischen Befugnissen ausgestattet war. Als untere 
Organe dienten die KriegsamtsteIlen, die ihre Tätigkeit im Benehmen 
mit den Demobilmachungskommissaren ausübten. 

Die neue Regierung versuchte die Arbeitsvermittlung zunächst 
durch die Verordnung über Arbeitsnachweise vorn 9. November 1918 
(Reichsgesetzbl. S. 14tn) zu regeln. 

Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände kamen in einer Ver­
einbarung vom 15. November 1918 überein. die Arbeitsnachweise 
gemeinsam paritätisch zu regeln. Damit verzichteten. beide Teile 
auf einseitige Kampfarbeitsnachweise. . Preußen·' brachte eine um~ 
fassende· Reielung' des Arbeitsnachweises in eineiVerordnurig vom 

) 12 .. 9. 1919 (Iial1delsmii1isterialblatt S." 267).4.) Durch diese Verord~ 
", nurig 'wurdeil dieProvil1zialämter für· ArbeHsvermittlung, die späteren 

Landesarbeitsämter als Zwischeninstanzen zwischen den Arbeits­
nachweiscll und den Landeszentralstellen geschaffen. Die anderen 
Bundesstaaten gingen in ähnlicher Weise vor,') 

Die wachsende Bedeutung des Arbeitsnachweises erforderte eine 
Zusammenfassung. die durch die Errichtung des :g~ichsa.IIlt.s. für Ar­
beitsvermittlung, zunächst als Abteilung des Arbeitsministeriiims; am 
lS:Januar1920 verwirklicht wurde. Durch Verordnung vom 5. Mai 
1920 (ReichsgesetzbI. S. 876) erhielt das Reichsamt seine gesetzliche 
Grundlage. 

Die Gesamtzahl der Vermittlungen der Arbeitsnachweise in 
Deutschland, welche 1910 etwa 2 Millionen hetmS?:. war im Jahre 
1919 auf 4,5 Millionen gestiegen; davon entfielen 81 Prozent bei den 
Mällnern und 90 Prozent bei den :Frauen auf den öffentlichen Arbeits­
nachweis .. während die öffentlichen Arbeitsnachweise. 1910 nur mit 
44 Prozent bei den Männern und mit 77 Prozent bei den :Frauen be­
teiligt waren. . 

Die Aufgaben der Arbeitsnachweise wurden bereits im Kriege 
durch die Kriegsbeschädigtenfürsorge, später durch das Gesetz über 
die Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 6, April 1920 {Reichs­
gesetzblatt S. 458}. ferner durch die Erwerbslosenfürsorge auf Grund 

." der Verordnung vom 23. November 1918 (ReichsgesetzbI. S. 1305) und 
schließlich durch die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlllng 
(Reichsverordung vom 9. 12. 1918 6) erweitert und ergänzt. 

4) Commentar von Wölbling. Berlin 1919. 
5} Begrtindung des Entwurfs S. 32. 
I) Vergi. Preuss. Min.Erlass über Berufsberatung ·v9.-~ 18. 3 • .lQ19. abgedruckt bei 

W ölbling, Cornrnentar zur Verordmmg über Arbeitsnacliweise vom 12. 9. 1919. S. 62 ff. 
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2) Die gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises. 
Eine gesetzliche Regelung hatte vor dem Erlaß des ~rlJ~itsl1~(:l!;- ," 

weisgesetzes vom 22, ..Juli,,)9?? nur die gewerbsmäßige Stellenver­
riiittlunK" in dem "Ste11enVermittlergesetz vom 2. Juni 1910 gefunden. 
In § 15 dieses Ges-efzes war allerdings den Lanaeszentralbehörden 
die Befugnis 'erteilt, die Vorschriften der §§ 3 und 5 des Gesetzes 
auf nichtgewerbsmäßige Arbeitsnachweise auszudehnen und weitere 
Bestimmungen über den Umfang der Befugnisse und Verpflichtungen 
sowie über den Betrieb dieser Nachweise zu erlassen. Von dieser 
Befugnis haben die Landeszentralbehörden aber nur wenig Gebrauch 
gemacht, und was an behördlichen Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Arbeitsnachweises geschah, war im wesentlichen nichts Endgültiges. 
da es auf Kriegs- und Demobilmachungsanordnungen beruhte. 

Die Anregung zur gesetzlichen Regelung ging von privater Seite 
aus, und zwar waren es zunächst Dominikus und Freund, die mit Vor­
schlägen hervortraten. Ich selbst habe zu diesen Vorschlägen damals 
Stellung genommen, insbesondere die Notwendigkeit der Eingliede­
rung des Arbeitsnachweises in die vorhandene Verwaltungsorgani­
sation, vornehmlich der Gemeinde und der Aufstellung von Verwal­
tungsgrundsätzen im Interesse einer gleichmäßigen Betätigung der 
Arbeitsnachweise betont. . 

Unter dem 4. 4. 1916 traten die Gewerkschaften mit einer An­
LegllUg zur gesetzlichen Regelung an den Reichstag heran. Sie ver­
langten öffentliche gemeindliche, ausnahmsweise öffentlich unter­
stützte gemeinnützige Arbeitsnachweise mit Pachabteilungen für die 
wichtigsten Berufe und paritätische Verwaltum:sbehörden. FUr 
größere Bezirke sollten Zentral auskunftsstellen zur Regelul1jr des Aus­
~leichs unter allen nicht gewerbsmäßigen Nac_hweisen errichtet wer­
den. Die Durchführung der Organisation sollte durch Landeszentralen 
erfolgen, während eitle Reichszentrale durch Hinweise und Vorschläge 
ein einheitliches Arbeiten der Arbeitsnachweise herbeiführen sollte. 

Der Reichstag trat zwar diesen Vorschlägen im Ganzen bei; aber 
der Bundesrat beschränkte sich auf die Reichskriegsverordnung über 
den Arbeitsnachweis vom 14. Juli 1916, bis dann die gesetzlLche Rege- \ 
Jung durch das Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922 erfolgte. Die i 
Regelung erfolgte nach schweren Kämpfen unter dem Drucke einer 
inneren Krise im Wege eines wenig glücklichen Kompromisses. 

,. '.' •• , ~> .~_ '.":_'~_'_'_ ,- -C'"'''-_ -0 --""-------"''''"('' •. ~_', ~~- .,-~ 

11. Die Grundzüge des Arbeitsnachweisgesetzes vom 22. Juli 1922 
und die Organisation des Arbeitsnachweises. 

1) Allgemeines. Aufbau der Organisation. 
1) Das Gesetz geht von dem von der internationalen Arbeitskoll­

ferenz in Washington im November 1919 aufgestellten Grundsatz aus, 
') Vergl, hierüber Wölbling, Der Arbeitsn2chweis S. 205 fi. 
'a) S. Wölblinll. ~. a. O. 
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wonach jedes Mitglied. das diese Uebereinkunft ratifiziert, eine Or­
ganisation unentgeltlicher öffentlicher und einer Zentralleitung unter­
stehender Arbeitsnachweisstellen zu schaffen hat. Im Gegensatz zu 
dem Entwurf will das Gesetz keineswegs eine Monopolstellung des 
öffentlichen Arbeitsnachweises. sondern es läßt nicht nur die bis­
herigen privaten nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnacbweise bestehen, 
sondern es läßt sogar die Errichtung neuer privater Arbeitsnachweise 
zu. Sie unterstehen nur der Aufsicht der öffentlichen Arbeitsnach~ 
weisämter. auch können sie unter Umständen in öffentliche Arbeits­
nachweise überführt werden. Auch die gewerbsmäßige SteIlenver­
mittlung bleibt einstweilen bestehen und ist erst mit dem 1. Januar 
1931 verboten, doch kann der Reichsarbeitsminister Ausnahmen von 
diesem Verbote zulassen. 

Immerhin will aber das Gesetz eine planmäßige öffentliche 
Stellenvermittlung schaffen und ein lückenloses 7) Netz öffentlicher 
Arbeitsnachweise unter zentraler Zusammenfassung in dem Reichs­
amt für Arbeitsvermittlung einrichten. Der Entwurf wollte die Be­
zirke so klar abgrenzen, daß jeder Arbeitgeber· und Arbeitnehmer 
seinen zuständigen Arbeitsnachweis ohne weiteres kennt. Dieses Ziel 
ist aber nicht erreichbar. .Es würde auf eine wesentliche Beschrän­
kung der Freizügigkeit hinauslaufen. die doch nicht beabsichtigt ist. 
In Betracht kommt dabei nicht nur die örtliche Freizügigkeit. sondern 
auch die berufliche. 

Das Gesetz behandelt die öffentliche Arbeitsvermittlung, die pri-
vate nicht gewerbsmäßige und die gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 

, D~!!Z.\vang zur ,13e_nutzung des öffentlichen Arbe.itsna.chweises. 
J den Bemitztmgszwang lehnt das Gesetz ab. Das ergibt sich schon 
~ aus der Zulassung anderer Arbeitsnachweisarten neben dem öffent-

lichen Arbeitsnachweis. Die Einführung des Benutzungszwanges war 
aher auch schon aus dem Grunde untunlich, weil große Gruppen 
von Arbeitnehmern dieser Einrichtung vollständig ablehnend 
gegenüberstehen und weil die Durchbildung des Arbeitsnachweises 
an allen Orten noch keine gleichmäßige ist. Durch den Benutzungs­
zwang wird man aber nicht in der Lage sein, den öffentlichen Nach­
weis den Bedürfnissen entsprechend zu heben. Vielleicht kann die 
Konkurrenz anderer Arbeitsnachweise geeignet sein. den Arbeits­
nachweis zu größerer Leistungsfähigkeit anzuspornen. Freilich darf 
nicht verkannt werden, daß der öffentliche Arbeitsnachweis noch 
immer von machtvollen wirtschaftlichen Gesamtheiten nachdrücklich 
und wirkungsvoll. zeitweise bis zur Lahmlegung. bekämpft wird und 

8) Die im Gesetz: (§ 3) nicht vorgesehenen Gutsbezirke müssen selbstverständlich 
auch in das Netz der Arbeitsnachweise einbezogen werden .... deren Bezirk nach freiem 
Ermessen der obersten Landesbehörde festgesetzt wird. uabei ist in der Regel für 
den Bezirk jeder unteren Verwaltungs behörde ein Arbeitsnachweis zu errichten. 
Gemeindearbeitsnachweise kommen :für die Gutsbezirke nicht in Betracht, wohl aber 
K I"eisarbeitsnacllweise . 

• 
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daß daher die ungehinderte Zulassung privater Vermittlungseinrich~ 
tungen das Experiment der öffentlichen Stellenvermittlung auch zum 
Scheitern bringen kann. Es bedarf daher einer zielbewußten und tat~ 
kräftigen Zusammenfassung und gleichmäßigen Anspannun~ des öffent~ 
lichen Arbeitsnachweises, um dadurch die richtige Verteilunlt der 
Arbeitskräfte herbeizuführen, und dadurch die Arbeitsleiswng zu ver~ 
mehren und zu verbessern und die Arbeitslosigkeit hintanzuhalten. 
Hierbei wird die eigentliche Vermittlungstätigkeit wesentlich unter­
stützt lind zum Teil ersetzt durch die Nebenaufgaben des Arbeits­
nachweises, die Berufsberatung') und die Arbeitsbeschaffung. 

Wenn die Haüptäiifgabe des Arbeitsnachweises die Verteilung der 
Arbeitskräfte bildet, so erschöpft sich seine Tätigkeit hierin nicht. 
Eine wichtige und unentbehrliche Betätigung des öffentlichen Arbeits­
nachweises besteht in der Mitwirkung bei der Durchführung der ge­
setzlichen Unterstiltzungsmaßnahmen für Arbeitslose, der gegenwärti­
gen Erwerbslosenfür:wrge auf Urund der Verordnung v. 1. 11. 21 und einer 
e.twaKünffigeir' Äi'IHfifslosenversicherung. Die Arbeitslosenfürsorge 
ist ohne eine Mitwirkung des Arbeitsnachweises nicht denkbar. Der 
Arbeitsnachweis ist nicht nur notwendig, um die Arbeitslosigkeit auf 
ein möglichst geringes Maß herabzudrücken und um die Tatsache der 
unverschuldeten ArbeitslosigkeH zu kontrollieren. Bei der Ausübung 
dieser Tätigkeit ist der Arbeitsnachweis bisher vielfach in, einen 
PflichtenkonfHkt gekommen, der sich aber bei richtiger Handhabung 
der Arbeitslosenunterstützung oder Arbeitslosenversicherung ver­
meiden läßt. 

Weitere Aufgaben zur Regelung des Arbeitsmarktes. insbesondere 
die Mitarbeit auf dem Gebiete der Ar bei t sb es eh a f f u'n g, der 
Er wer b s b e s ehr ä n k t e n - und der W an der er für s 0 r g e 
kann der Reichsarbeitsminister den öffentlichen Arbeitsnachweisen 
übertragen. Die Arbeitsvermittlung Erwerbsbeschränkter ist an sich 
eine Aufgabe der Arbeitsnachweise. Sie wird aber oft nich: möglich 
sein, ohne daß die Oeffentlichkeit die Last der geringeren Leistungs~ 
fähigkeit Erwerbsbeschränkter auf ihre Schultern nimmt, weil der 
Arbeitgeber sie nicht tragen kann oder wilI. Abgesehen davon. daß 
eine vol! entwickelte Volkswirtschaft jede Arbeitskraft gebrauchen 
kann, ist die Vermittlung von Arbeit an Erwerbsbeschränkte I) aus 
moralischen Gründen der Armenunterstützung vorzuziehen: "Arbeit 
statt Almosen!" Die Wandererfürsorge beruht auf ähnlichen Erwä­
gungen. 'O) 

') Zur Berufsberatung und Lehrstellenvermittlllng sind die Arbeitsnachweisärutef " 
auf Grnnd von § 2 des Gesetzes dllrch Bestimmung des Reichsamts ftir Arbeitsvermitt­
lung vom 12.3,1923 verpflichtet worden. Abgedruckt bei Wölbling, Commentar. 

10) Vergl. meine Ausführung in Arbeitsnachweis für Deutschland VII 1827 und So 
t.iale Praxis. 

U) Vergl. WölbUng, Der ArbeitsnachweiH, S. 171 ft. 
, ") Vergl. ebenda S. 78. Preus!. Gesetz vom 29. 6. 1907. 
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Der Aufbau der Organisation des öffentlichen Arbeitsnachweises 
ist· ein dreistufiger (s. § 1 des Gesetzes): . 

die öffentlichen Arbeitsnachweise. 
die Landesämter für· Arbeitsvermittlung, 
das Reichsamt für Arbeitsvermittlung. 

Diese Organisation ist aber bis zu einem gewissen Grade der be-
stehenden allgemeinen Verwaltungsorganisation der Länder und des 

\ :Reiches eingegliedert, so daß dieal1gerneinen Verwaltungsbehörden -
I als ZwischengJieder in .qei:'drelS11.iHieii :ÖiianisaUon des Arbeitsnach-
, vretseserscheifleri. ·Es ist das ein Komprorniß zwischen der von mir 

. Y 

im Interesse der Vereinfachung der Verwaltung vorgeschlagenel1 
völligen Eingliederung des Arbeitsnachweisess in die bestehende Ver­
waltung und dem_YQll.QerLJnteressenten. vertr:etenen Standpunkt 
einer völIigen.Selbständigkeit und Selbstverwaltung des Arbeits­
nachweises,· . die, wie die zahlreichen Kompromisse. auf denen das 
Gesetz beruht, für die Tätigkeit des Arbeitsnachweises voraussicht­
lich stark hemmend wirken wird. 

Die drei Stufen des öffentlichen Arbeitsnachweises werden vom 
Gesetz als Arbeitsnachweisämter bezeichnet. 

Als Zwischenstufen kommen für die Arbeitsnachweise die Oe-. 
meindeverw·~iHtiriieri: . im übrigen die ol;lersten Landesbehörden .. il1 
Ffage," äic ihre Befugnisse vielfach auf ~anaere Verwäitungsstellen 
iil>ertragen können (§ 62 d. Ges.). Als feil deI GemeindeverwilltUl1g 
kommen für den Arbeitssnachweis schließlich die staatlichen Auf­
sichtsbehärden der Kommunalverwaltung in Frage, auC!1]'dHlii"en die 
Lainrnsttntterfür.krö't!ifsV'efmlftlUIHCnach § 17 des Gesetzes anderen 
Bt:hbrden angegliedert werden. Schließlich bildet das Reichsamt tur 

. Arbeitsvermittlung einen Teil der Reichsarbeitsve,waItullg li) und 
diese untersteht schließlich dem Reichsarbeitsministerium. U) 

Die Organisation der Arbeitsnachweisämter beruht uuf einem 
Zusammenwirken von Vertretern der allgemeinen Staats- oder kom­
munalenSeIbslver'ivaltung-ünd- Vertretern derwirtschaftljchen· Ver':" 
hände;\VoYililt er-di e Rei chsr egi er~n~fhi.riffäliig;e Vereinigungen .Im 
Sfriiie---eilfeskünf tnte n Arbeitstarifvertragsgesetzes verstanden 
wissen'.vil!. . Das Gesefz will den:- Kreis der von den Interessenten 
ve<rtreterien, im Verein mit Vertretern der öffentlichen Verwaltung von 
den durch die Verwaltung allein wahrzunehmenden Aufgaben mög­
lichst scharf trennen und bezeichnet den Kreis der erstgenannten Ge­
schäfte als "Gescl<Hift~m!H:W1g", den Kreis der übrigen Geschäfte als 
. "VerYlalt\.l}~g":::-An der Spitze iedes Arbeitsnachweisamtes steht ein 
.. Vorsitzender", beim Reichsamt "Präsident" genannt, der die Ver­
waltung durch· die ihm unterstellten Beamten und Angestellten, bei 
den Arbeitsnachweisen und den Landesämtern in erster Linie durch 

11) Verordnung über die Urnbenennung des Reichsamts für Arbeitsvennitthmg v. 
$0. 8. 1922 (RArbeitsbl. 1 S. 759). 

N) S. auch U 2, 3, 15, 16, 17, n, 16, 2', S6, 46, 48, 59, 60, 67 . 



I. Allgemeines. Aufbau der Organisation. 9 

den "G_,~,§~.h .~JJ.!ljiiJu, er" ausübt. Die Verwaltung erfolgt bel 
den Arbeitsnachweisen im Namen der Gemeinde oder des Gemeinde .. 
verbandes. die den Arbeitsnachweis errichtet haben; bei Arbeitsnach~ 
weisen mehrerer Gemeinden oder Gemeindeverbände im Namen einer 
von der obersten Landesbehörde zu benennenden Err!s!!.t!!!!g::;g~1!I,~!!1d~" 
(§ 6). Die Einrichtung der Arbeitsnachweisämter beruht auf einer für 
jedes einzelne Amt auf Grund der Bestimmung~n des Reichsamtes für 
Arbeitsvermittlung bezw. des ReichsarbeitsmInisters zu erlassenden 
Satzung (§§ 5 und 18 Arbeitsnachweisges.). Die Satzung der öffentJ 

lichen Arbeitsnachweise setzt die Errichtungsgemeinde, die der Lan~ 
des ämter die oberste Landesbehörde. und zwar bei den Arbeitsnach­
weisen im Einvernehmen mit dem Il1teressentenonl:an. dem Ver­
waItungsausschuß fest. 

Das wichtigste Verwaltungsgeschäft, die AufsteIlung des Jahres~ 
baush3.1ts ist in die Hände der :r:;rrichtungsgemeinde gelegt, beim Lan.; 
desamt derjenigen Stelle, welche die Mittel für die Behörde bewilligt, 
der das Landesamt angeschlossen ist. Bei selbständigen Landesäm-' 
tern wird hierüber von der obersten Landesbehörde besondere 'Se­
stimmung zu treffen sein (§§ 14, 22 des Ges.). 

Den Interessentellorgallen. beim Reichsamt "Verwaltungsrat", bei 
den nach,geordneten Arbeitsnachweisämtern .. Verwaltungsausschuß" 
genannt, hat das Gesetz die "Geschäftsführung" übertragen. 

Auf der Unterscheidung zwischen Verwaltung und Geschäfts .. 
führung beruht der Aufbau des Arbeitsnachweises. In Angelegen-

. heiten der Verwaltung ist der Vorsitzende der Errichtungs- bezwi 
Verwaltungs gemeinde verantwortlich und hat deren Anweisung zu 
befolgen. In Fragen der Geschäftsführung .ist er dagegen an die Be­
schlüsse des Verwaltungsausschusses gebunden und unterliegt außer .. 
dem einem ISinsPfuchsrecht. über welches der Verwaltungsausschllß 
zu entscheiden hat") (§ 50). Zu beachten ist dabei. daß die Gemeinde 
die Mittel zu bewilligen hat und daß ihr Zwangsmittel zur Durch .. 
führurtgil:Irer Anordnungen zur Verfügung stehen. nicht aber dem 
Verwaltungs ausschuß , dem höchstens eine dienstliche Beschwerde 
an die vorgesetzte Dienststelle übrig bleibt. also in letzter Linie die 
kommunale Anspruchsbehörde. 

Der Gegenstand der "Geschäftsführung" wird im Gesetz auch als 
der Kreis der "fachlichen" Aufgaben bezeichnet. Nur in diesem Sinne 
sind die höheren Instanzen des Arbeitsnachweises. also die Landes­
ämter und das Reichsamt für Arbeitsvermittlung oder vorgesetzte 
Behörden gegenüber den unteren Arbeitsnachweisstellen anzusehen. 
Nur hierauf erstreckt sich das in §§ 50-53 geregelte Beschwerderecht, 
Die Auf>!aben der Verwaltungsausschüsse und des Verwaltungsrats 
des Reichsamtes erstrecken sich sonach nur auf die Geschäftsführung 

"j So Kllskel-Syrup, Aom. ,zu § 6, S. 75, Tergl. Camlllentar. 
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in fachlichem Sinne. Als fachlich bezw. Geschäftsführungsangelegen. 
heiten sind daher nur solche Dinge anzusehen, die der Arbeitsnach­
weisverwaltung im Gegensatz zur allgemeinen Verwaltung eigentüm-
1ich sind, also die Vermittlung und ihre Vorbereitung und Durchfüh­
rung, sowie die Nebenaufgabe der Berufsberatung, ArbeitslosenHir­
sarge usw. U} Unter Verwaltung wird man also die Beschaffung der 
Räume, die laufende Handhabung der allgemeinen Geschäfte, Ord­
nung, Pünktlichkeit und Wirtschaftlichkeit anzusehen haben. Freilich· 
sind in allen diesen Beziehungen vom fachlichen Standpunkt der 
Geschäftsführung des Arbeitsnachweises oft andere Anforderungen 
zu stellen als vom Standpunkte der allgemeinen Verwaltung. Uebri­
gens hat der Vorsitzende nicht nur über die Geschäftsführun9:, son- . 
dern auch über die Verwaltung dem Verwaltungsausschuß Auskunft 
zu geben (§ 8). Insofern ist der Verwaltungsausschuß weni9:stens als 
Ueberwachungsorgan auch an der "Verwaltung" beteiligt. 

Die Stellung des Vorsitzenden und des Verwaltungsausschusses, 
sowie die des Präsidenten des Reichsarbeitsamtes und des Verwal­
tungsrates des Reichsarbeitsamtes ist im wesentlichen dieselbe wie 
die des Vorsitzenden und des Verwaltungsausschusses beim Arbeits.­
nachweis. Dies ist zwar beim VerwaItungsrat des Reichsarbeitsamtes 
nicht ausdrücklich im Gesetz festgelegt, ergibt sich aber aus der Natur 
der Sache. 

2) Pa eh ab teilungen. 

Durch alle drei Stufen des Arbeitsnachweises hindurch hat die 
sogenannte PachvermittIung, d. h. die Vermittlung derjenigen Arbeit­
nehmer, die die Betätigung in einem bestimmten Gewerbe- oder Be­
rufszweig als Beruf ansehen, eine besondere Stellung. 

Bei den Handarbeitern rechnet man zu den Pacharbeitern die­
jenigen, welche ein bestimmtes Handwerk gelernt haben oder die­
jenigen, welche durch längere Tätigkeit in einem bestimmten Er­
werbszweig die Betätigung zu ihrem besonderen Beruf erwählt haben. 
Dazu ghören auch die landwirtschaftlichen Arbeiter und die Haus­
gehilfen, d. h. die Personen, die Dienste in der Hauswirtschaft reisten 
und zwar wird dieser Begriff vom Arbeitsnachweis gewöhnlich ohne 
Unterschied darauf gebraucht, ob diese Personen in die häusliche Ge­
meinschaft aufgenommen sind oder nicht. Daher werden auch die 
aushilfsweise im Haushalt beschäftigten Personen hierher gerechnet. 
auch wenn sie nicht beim Arbeitgeber wohnen. 

,.) Der Ausdruck .,Fach" wird im Gesetz noch in einem anderen Sinne gebraucht. 
nämlich als Unterabteilung, als Zweig des Erwerbslebens nnd der ArbeitsbetäJigung' 
in diesem Sinne sind Fächer des Gewerbes die Schlosserei, Schneiderei! die Möbel-
I. ndustrie, Ho!zindustrle. Diesen Fächern gleichgestellt wird die TätIgkeIt der Ange­
stellten und Hausgehilfen. Die Zweige des Arbeitsu8chweises, welche sich mit den 
Aufgaben dieser Fächer befassen, heissen Fachabteilungeu, siehe §§ 82- 88. 
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Die Fachvermittlung wird von besonderen Fachabteilungen des 
Arbeitsnachweises erledigt, die zwar als Abteilungen des Arbeitsnach­
weises bezeichnet werden, aber eine sehr selbständige Stellung haben 
und in noch höherem Maße, als die allgemeinen Arbeitsnachweise, 
von der allgemeinen Verwaltung losgelöst. dem Einfluß der Inter­
essentenvereinigungen unterstellt sind. Die Fachabteilungen (§§ 32-
38), die auch bei den Landesämtern und beim Reichsamt errichtet 
werden können, werden von besonderen Fachausschüssen geleitet, 
die sich aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern in gleicher Zahl 
unter Leitung des Vorsitzenden des Arbeitsnachweises zusammen­
setzen. Die Fachausschüsse haben in Bezug auf die Fachabteilung 
ungefähr dieselben Rechte. wie der Verwaltungsausschuß in Bezug 
auf den Arbeitsnachweis, beim Landesamt auf die Geschäfte dieser 
Behörde. Sie schließen in allen dem Fach ausschließlich angehörige 
Angelegenheiten die Verwaltungsausschüsse aus. 16

) 

Die Arbeiten in den Fachabteilungen sollen nach Mögliehkeit 
durch Angehörige' oder Sachverständige des Faches ausgeführt wer­
den (§ 34). Der Haushalt wird wie beim allgemeinen Arbeitsnachweis 
durch die Gemeinde und zwar auf Vorschlag desVerwaltungsaus­
schusses, der aber, wenn dies auch im Gesetz nicht l?;esagt ist, selbst­
verständlich zunächst den Vorschlag des Fachausschusses entgegen­
nehmen muß. 

Die Fachausschiisse der Landesämter und des Reichsamts können 
mit gewissen Einschränkungen selbt eine unmittelbare Tätigkeit aus­
üben, so daß auf diesem Wege die Landesämter selbst zu Arbeits­
nachweisen werden können. Im übrigen steht den Fachausschüssen 
der oberen Instanzen im Wesentlichen nur die fachliche Aufsicht. der 
Ausgleich und die Entscheidung über Beschwerden neben einigen 
organisatorischen Befugnissen zu. 

3) Errichtung der Arbeitsnachweisämter und FachabteIlungen. 
Nur die oberste Instanz, das Reichsamt für Arbeitsvermittlung Ist 

im Gesetze selbst festgelegt. Im übrigen werden die Arbeitsnachweis­
ämter. d. h. die öffentlichen Arbeitsnachweise und die Landes­

. ämter mit ihren Fachabteilungen durch besonderen Beschluß der da­
für zuständigen Stellen und Körperschaften. überwiegend durch ein 

17) Die gesetzlichen \' orschriften lehnen SIch sehr stark an die Berliner Einrichtung 
der~acharbeit<nachweise an, kommen aber dem Selbständigkeitsstre ben der Fach­
arbeitsnachweise in viel höherem Masse nach, w~hrend man in Berlin mit Erfolg die 
Facharbeitsnachweise nach und nach der Gemeindevenvaltung eingegliedert hat. Das 
Bestreben, iede Art der Vermittlung für die Fachabteilungen in Anspruch zu nehmen, 
wird durch das Gesetz begünstigt. Dadurch tritt der allgemeine Arbeitsnachweis 
so stark in den Hintergrund, dass er bei weiterer Enhvicklung der Facharbeit~nacb­
weise, namentlich in dem Sinne von Industriearbeitsnachweisen, !tanz überflüssi~ 
werden kann. Jedenfalls wird man bei weiterer Entwicklung der Facharbeitsnach'­
weise den allgemeinen Nachweis, Ger nur noch den geringen Rest minderwertiger, 
völlig ungelernter. nicht einmal angelernter Arbeiter umfasst, mcht mehr als das be­
herrschende Kernstück des Arbeitsnachweises be~eichnen können •. 
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Zusammenwirken mehrerer, von einander unabhängiger Faktoren 
unter starker Beteiligung der wirtschaftlichen Interessenten, den in­
dividuellen örtlichen und bezüglichen Bedürfnissen entsprechend er­
rlcbtet. 

A) Die ö f fe n tI ich e n Ar bei t s n ach w eis e. Die öffent­
lichen Arbeitsnachweise sollen für die Regel aus den bestehenden 
kommunalen Arbelt~naehwr:h;e!1 hervorgehen. Die bei Inkrafttreten 
des Gesetzes von Gemeinden und Gemeindeverbänden der unterhal­
tenen Arbeitsnachweise sind in öffentliche Arbeitsnachweise nach 
den Vorschriften des Arbeitsnachweisgesetzes zu überführen (§ 43). 
Ihr Bezirk wird durch die oberste Landebehörde oder wenn ein Ar­
beitsnachweis mehrere Länder berührt, gemeinsam durch die betei­
ligten obersten Landesbehörden festgesetzt. Die Errichtung erfolgt 
durch die Gemeinde oder mehrere Gemeinden, deren Bezirk der Ar­
beitsnachweis berührt (§ 4). Die Errichtungsgemeinde erläßt die 
Satzung durch ihre verfassungsmäßig dafür berufenen Organe, also 
in der Regel durch den Gemeindevorstand (Magistrat) und die Ge­
meindevertretung (Stadtverordnetenversammlung usw.). Die Ge­
meinde ist bei Erlaß der Satzung an die Zustimmung des Verwalt­
ungsausschusses. eventuell (§ 63) erstmalig eines vorläufigen Verwalt­
ungsausschusses gebunden. Falls eine Einigung nicht erfolgt, ent­
scheidet das Landesamt. Die Satzung kann für weibliche Arbeitneh­
mer besondere Abteilungen unter weiblicher Leitung vorsehen (§ 5 
Abs. 5). 

Das Reichsamt hat über den Inhalt der Satzunl!:en allgemeine 
Bestimmungen v. 17. 11. 1922 (abgedruckt Reichsarbeitsblatt 1922 
Seite 474) erlassen, auch je ein Muster für eine Satzung und eine 
Geschäftsordnung herausgegeben (Reichsarbeitsblatt 1922 S. 701 f) 
Deber die für die Gemeinde bindenden Bestimmungen des Reichsamts 
hinaus können die Landesämter weitere Bestimmungen für die ihnen 
unterstellten Arbeitsnachweise mh Zustimmung der beteiligten ober­
~ten Landesbehörden erlassen. 

4) Die Landesämter für Arbeitsvermittlullg, 
Die Verfassung der Landesämter, welche für Länder, Provinzen 

oder andere größere Bezirke -. z. B. für die Stadt Berlin - durch 
die oberste Landesbehörde errichtet werden, wird durch diese ge­
regelt. Vor Abänderung ist der Verwaltungsausschuß zu hören (§ 7'8). 
Der Reichsarbeitsminister kann mit Zustimmung des Reichsamts nach. 
Anhörung des Verwaltungsrats des Reichsamts für Arbeitsvermittlung 
Grundsätze für die Verwaltung der Landesämter aufstellen. 

Die obersten Landesbehörden, in den FäHen des § 16 der Reichs­
. arbeits minister, bestimmen. ob die Landesämter als selbständige Be­

hörden errichtet oder welcher Staats- oder kommunalen Verwaltungs­
behörde ihres Bezirks sie .angeschlossen werden (§ 17). 
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B) Re ich sam t für Ar bei t sve r mit t1 un g ist nach der 
Verordnung v. 30. 9. 1922 (RegBL I S. 759) eine Abteilung der Reichs~ 
arbeitsverwaltung. Es besteht nach § 28 aus dem Präsidenten und 
der erforderlichen Zahl von Beamten. Unter ihnen sollen sich im Ar­
beitsnachweiswesen erfahrene frauen befinden (§ 18). Die Aufsicht 
tiber das Reichsamt führt der Reichsarbeitsminiter (§ 27). 

5) Die Verfassung der Arbeltstlachweisämter. 
a) Die Satzung der öffentlichen Arbeitsnachweise muß nach den 

Bestimmungen des Reichsamts für Arbeitsvermittlung vom 17. Nov. 
1922 17) insbesondere enthalten: 

1. Die Errichtungsgemeinde, bei gemeinsamen Arbeitsnachweisen 
die Errichtllngsgemeinde und die Verwaltungsgemeinde. 

2. Namen. Bezirk und Sitz des Arbeitsnachweises. 
3. ihre Aufgaben. 
4. das Rechnungsjahr, 
5. bei gemeinsamen Nachweisen der fachabteilungen die Grund­

. sätze der Kostenverteilung, 
6. der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Satzung, 
7. die Zusammensetzung, Ergänzung und Amtsdauer des Ver­

. waltungsausschusses, 
8. die Voraussetzungen über den Verlust der Beisitzer- und 

SteJlvertretereigenschaft. 
9. die Grundsätze über Tagegelder u. Reisekosten der Beisitzer, 

10. Bestimmungen über Sitzungen und Beschlüsse. 
Den Vorsitzenden und die Beisitzer, sowie die Stellvertreter 

bestellt die Errichtungsgemeinde, bei gemeinsamen Arbeitsnach­
weisen die Verwaltllngsgemeinde im Benehmen mit den anderen Er­
richtungsgemeinden. Bei dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter 
ist vorher der Verwaltungs ausschuß zu hören. Bei den Beisitzern 
ist die Gemeinde an Vorschlagslisten der wirtschaftlichen Vereini­
gungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gebunden. Als Bei­
sitzer können nur Reichsangehörige bestellt werden. die mindestens 
24 Jahre alt sind, die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen und seit 
6 Monaten in der Errichtungsgemeinde wohnen oder beschäftigt sind. 
(§ 10). 

Der Verwaltllngsausschuß besteht aus dem Vorsitzenden. einem 
seiner Stellvertreter und mindestens je drei Arbeitgebern und Ar­
beitnehmern als Beisitzern (§ 7). Vertreter wirtschaftlicher Ver­
einigungen der Arbeitgeber bezw. Arbeitnehmer gelten als Arbeit~ 
geber oder Arbeitnehmer. 

18) Abgedruckt In meinem Commcntar S. 58. Das Reichsamt für Arbeitsvermitt­
lung hat eine Mustersatzung für el nen grösseren Arbeitsnachweis aufgestellt (abge­
druckt im Reichsarbeitsblatt I S. 701 ff.). Die 1v1ustersatzuug ist nicht bindend, son­
dern hat nur die Bedeutung einer Empfehlung. 
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Die nach Bedarf auf Bes.chIuß der Arbeitgeber- und Arbeitneh­
mervereinigungen zu errichtenden Fachabteilungen der Arbeitsnach­
weise erhalten analog zusammengesetzte Fachausschüsse. die in 
allen ausschließlich das Fach betreffenden Angelegenheiten an die 
Stelle des Verwaltungsausschusses treten (§ 33). Den Vorsitz führt 
der Vorsitzende des Arbeitsnachweises oder sein Stellvertreter . 

. Die Errichtungsgemeinden können in den Verwaltungsausschuß. 
aber nicht in die Fachausschüsse, Vertreter in gleicher Zahl wie 
die Beisitzer der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer mit beratender 
Stimme entsenden. Wenn allerdings ein Fachausschuß den Wunsch 
ausspricht. derartige Vertreter zu hören, so steht ihrer Entsendung 
durch die Gemeinde nichts im Wege. 
. Der Geschäftsführer, d. i. der dem Vorsitzenden unterstellte 

leitende Beamte des Arbeitsnachweises, sowie die Arbeltsvermittler 
werden auf Vorschlag des Verwaltungsausschusses bezw. des betr. 
Fachausschusses besteHt (§§ 73, 34). 

Die Fachabteilungen und die Abteil ungen für Angestellte sind 
Abteilungen des öffentlichen Arbeitsnachweises. bei denen sie er­
richtet werden. Die allgemeinen Grundsätze der Geschäftsführung, 
welche der Verwaltungs ausschuß des öffentlichen Arbeitsnachweises 
aufstellt, gelten auch für die Facharbeitsnachweise. Die Verv.;altung 
der Fachabteilungen ist ebenso wie die Verwaltung der Arbeitsnach­
weise Gemeindeangelegenheit, doch stellt der Fachausschuß die be­
sonderen Grundsätze für die Geschäftsführung der Fachabteilungen 
auf, auch sind seine Angestellte, die möglichst aus den Reihen der 
Angehörigen oder Sachverstsändigen des Faches zu entnehmen sind. 
auf Grund einer Dienstordnung- anzustellen, die der Vorstand der 
Errichtungsgemeinde mit dem Verwaltungsausschuß zu vereinbaren 
hat. 

Den Haushalt des öffentlichen Arbeitsnachweises einschließlich 
der Fachabteilungen setzt die Errichtungsgemeinde auf Vorschlag 
des Verwaltungsausschusses fest. Der Fachausschuß kommt nur in­
sofern bei der Festlegung des Haushalts in Frage, als er natürlich von 
dem Verwaltungsausschuß über die Bedürfnisse der Fachabteilung 
zu hören ist. 

Erhebt der Verwaltungsausschuß gegen den festgesetzten fiaus­
haltplan, d.h. nach der Beschlußfassung der Gemeindevertretung (Stadt­
verordnetenversammlung) Einspruch, so entscheidet die Gemeindeauf­
sichtsbehörde nach Anhörung des Verwaltungsausschusses des Lall­
des amtes. Der Haushalt des Arbeitsnachweises. einschließlich der 
Fachabteiungen, wird in der Regel als ein Ganzes anzusehen sein. so 
daß die Anhörung der Verwaltungsausschüsse des Landesamtes durch 
die Gemeindeaufsichtsbehörde in der l(egel nicht in Frage kommen 
wird. 

b) Ver fa s s u n g der La n des ä m t er f Ur Ar bei t s ver­
mit t I u n g. Auch die Verfassung der Landesämter ist nicht einhelt-
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lich geregelt, sondern sie wird den besonderen Bedürfnissen ent~ 
. sprechend in jedem einzelnen falle durch die oberste Landesbehörde 

geregelt und wenn nötig abgeändert. Vor Abänderungen der Ver­
fassung ist der Verwaltungsausschuß zu hören, d. h. ihm ist die Mög­
lichkeit zur Aeußerung der Wünsche und Ansichten gegeben. Die 
Anhörung ist in ausreichender Weise erfolgt, auch wenn der Ver .. 
waltungsausschuß sich innerhalb angemessener frist nicht äußert. Die 
Aufgaben der Landesämter sind durch § 15 festgelegt. Danach haben 
die Landesämter den Arbeitsmarkt zu beobachten und den Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage zwischen den einzelnen Arbeitsnach­
weisen zu fördern und zwar sowohl den zwischenörtlichen. wie den 
zwischenberufIichen Ausgleich. Im Ausgleichsverfahren können die 
Landesämter eine eigene Vermittlung voniehmen. Auch der Ausgleich 
mit anderen Landesamtsbezirken liegt ihnen ob. Der Verwaltungs­
ausschuß des Landesamts stellt mit Genehmigung der obersten Lan­
desbehörde Grundsätze für die Geschäftsführung der öffentlichen Ar .. 
beitsnachweise seines Bezirkes auf. 

Die Abstimmung erfolgt in der l(egeI durch· Mehrheitsbeschluß 
aller Mitglieder. Soweit das Landesamt aber auf Beschwerde eilt .. 
scheidet,· scheiden bei der Abstimmung solche Mitglieder aus. die bei 
der angefochtenen:Entscheidung mitgewirkt haben. Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und Vertreter der :Errichtungs gemeinden dürfen hiebei 
nur in gleicher Zahl mitwirken; erfoderlichenfalls scheiden bei der 
Abstimmung zur Herstellung der gleichen Zahl die Jüngsten nach 
Lebensalter aus. Der Schematismus der paritätischen Abstimmung, 
der schon bei der Parität zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
herrscht, wird dadurch noch verstärkt. Gerade die sachkundigen 
und für den vorliegenden fall vorwiegend in Betracht kommenden 
Mitglieder können dadurch von der Beschlußfassung ausgeschlossen 
werden und an Stelle sachlicher Gesichtspunkte tritt der Parteistanu­
punkt. 

6) Das Personal des Arbeitsnachweises. 
1. Der Ar bei t s n ach w eis und seine Nebenaufgaben ist 

im wesentlichen eine Per s 0 n e n fra g e , sowohl in subjektiver wie 
in objektiver Beziehung. Das Objekt des Arbeitsnachweises ist der 
Mensch als Träger der Arbeitskraft und berechtigter Lebensbedürf­
nisse, auch als Vergeber der Stellen. in denen Arbeit geleistet werden 
soll und aus denen der Arbeiter seine Nahrung zieht. Die hieraus 
sich ergebenden wirtschaftlichen Aufgaben spielen auch stark in das­
Politische hinein. Als öffentliche Aufgaben dürfen sie aber nicht vom 
parteipolitischen Standpunkt aus erledigt werden. 

Die mit diesen Aufgaben betrauten Personen haben den schwie­
rigsten und wichtigsten Anforderungen, namentlich in der gegenwär­
tigen Zeit, zu entsprechen und die Zahl der benötigten Personen ist 
groß, infolge der Absicht des Gesetzgebers. den Arbeitsnachweis in-
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allen Orten zu organisieren und als einheitliche Einrichtung im ganzen 
Reich, also möglichst gleichmäßig, auf gleicher Höhe stehend wirksam 
werden zu lassen. Die Zahl dieser Personen ist umso größer. weil 
der Apparat besonders kompliziert aufgebaut werden soll und weil 
ein großer Teil der geeigneten Kräfte für die vielfach im Gegensatz 
zum öffentlichen Arbeitsnachweis stehenden Einrichtungen der pri­
vaten Stellenvermittlung, einschließlich der gewerbsmäßigen, in An­
spruch genommen wird. Das Gesetz will auch Vertrauenspersonen 
Poller Richtungen im Arbeitsnachweis vorsehen, in der an sich rich­
tigen Erkenntnis, daß eine Arbeitsvermittlung nur gedeihen kann, 
wenn sie V0n dem Vertrauen der Beteiligten getragen ist. Dabei 
bleibt es freilich fraglich, ob das Entgegenkommen auf die Wünsche 
der Beteiligten durchführbar ist. namentlich in der jetzigen Zeit größ­
ter Verarmung des Deutschen Volkes. 

2. Bei dem Personal der Arbeitsnachweisämter hat man 7 G r u p -
pe n zu unterscheiden: 

1. Die Vorsitzenden und ihre Stellvertt eter; 
2. Die Mitglieder der beschließenden Körperschaften (Ver­

waltungsausschiisse, Fachausschiisse. Verwaltungsrat 
des Reichsamts für Arbeitsvermittlung). 

3. Die Geschäftsführer. Leiter der Facharbeitsnachweise; 
4. Die Vermittler. Berufsberater und anderen technischen 

Angestellten; 
5. Das übrige mittlere Personal; 
7. Die mit rein mechanischen Dienstleistungen betrauten An­

gestellten. 
Die Stellung dieser Personen ist nun wieder eine verschiedene, 

je nachdem es sich um Arbeitsnachweisämter. einschließlich der ihnen 
zugehörigen Fachabteilungen, um Landesämter bezw. das Reichsamt 
handelt. 

Schließlich kommen noch die gemäß § 64 übernommenen Beamten 
und Angestellten in Frage,· deren bisherige Rechte nicht geschmälert 
werden soUen. 

3. Die R e c h t s s tell u n g eines Teiles dieser Personen. z. B­
die der Vorsitzenden, der Facharbeitsnachweisangestellten und der 
Mitglieder der Verwaltungsausschüsse ist durch das Gesetz wenig 
geklärt. Die Verwaltung soll bei den Arbeitsnachweisen gemäß § 8 
als Gemeindeverwaltung gelten, zumal die Gemeinde gemäß § 14 den 
Haushalt festsetzt und gemäß § 67 bezw. nach dem Gesetz. die Kosten 
trägt, auch die Beamten und Angestellten anstellt, den Vorsitzenden 
und die Mitgieder des Verwaltungs ausschusses bestellt. Die Einwir­
kung der Gemeinde auf diese von ihr angestellten bezw. bestellten 
Personen ist aber vielfach erheblich eingeschränkt. da die Auswahl 
zum Teil von, nötigenfalls bei den übergeordneten Stellen von den 
Verwaltungsausschüssen bezw. Fachausschüssen gegenüber der Ge-

. , 
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meinde durchsetzbaren Vorschlägen oder vom Einspruchsrechte des 
Verwaltungsausschusses (§ 8 Abs.2) abhängt und da die Grundsätze 
der Geschäftsführung bezw. Verwaltung von Richtlinien des Verwal­
tungsausschusses (§§ 11 und 33) bezw. einer mit dem Verwaltungs­
ausschuß zu vereinbarenden Dienstordnung (§ '13) abhängen unO selbst 
das Haushaltsrecht der· Gemeinden durch ein Einspruchsrecht des 
Verwaltungsausschusses eingeschränkt ist. Der Vorsitzende muß 
schließlich dem Verwaltungsausschuß auch über seine grundsätzlich 
rein gemeindliche Verwaltungstätigkeit Rede und Antwort stehen 
(§ 8 Abs.4). 

Die Rechtsstcllullg des Personals soll nach der Tendenz des Ge­
setzes eine möglichst wenig gefestigte sein. Hinsichtlich des Vor­
sitzenden ist über die Amtsdauer und die Gründe einer etwaigen Ent­
setzung nichts gesagt. Bei der Verhandlung im Reichstag wurde der 
Standpunkt vertreten, daß die Gemeinde, die den Vorsitzenden be­
stellt; ihn auch jederzeit abberufen könne. Richtigerweise wird man 
sagen müssen, daß in erster Linie die Bedingungen Q~r Bestellung 
bezw. etwaige Bestimmungen der Satzung maßgebend sind. Aus den 
Vorschlagsrechten hinsichtlich des übrigen Personals folgt noch kein 
Abberufungsrecht des Verwaltungsausschusses. . 

4. Der Vorsitzende des Arbeitsnachweises. der zugleich der Vor-
. sitzende des Verwaltungsausschusses ist (§ 7 Abs. 1), führt die Ver-· 

waltung im Namen der Gemeinde und ist zugleich der oberste Leiter 
der Geschäftsführung nach den Beschlüssen des Verwaltungsausschus­
ses; er hat als solcher auch die fachlichen Aufgaben des Arbeitsnach­
weises zu erledigen. Der Vorsitzende ist zugleich Vorsitzender der 
Pachausschüsse. Er leitet daher in oberster_ Instanz auch deren Ge­
schäftsführung, wie er auch die Verwaltung der Pachabteilungen 
leitet. Der Vorsitzende ist - auch in seiner Eigenschaft als Vorsitz­
ender des Verwaltungsausschusses und der Pachausschüsse Beauf­
tragter der Gemeinde, denn der Arbeitsnachweis ist mit seinen Pach­
abteilungen als Ganzes eine Gemeindeanstalt, wenngleIch die kommu­
nalen Befugnisse z. T., besonders die Geschäftsführung auf den Ver­
waltungsausschuß delegiert sind. 

Der V 0 I' S i t zen d e wird zweckmäßig Mitglied des Gemeinde­
vorstandes (Magistrats) sein, doch ist dies keineswegs vorgeschrie­
ben, sondern der Gemeindevorstand kann jede beliebige. ihm geeignet 
erscheinende Person bestellen. Insbesondere kann der Vorsitzende 
oesoldetes oder unbesoldetes Mitglied des Gemeindevorstandes sein. 
Er kann aber auch ein anderer Gemeindebeamter oder privatrechtlich 

._. Angestellter der Gemeinde sein, ia er kann das Vorstandsamt auch 
als Ehrenbeamter verwalten, wobei es nicht notwendig ist. daß er das 
Bürgerrecht besitzt. 

Bei der Unbestimmtheit der Rechtsstellung des Vorsitzenden ist 
es dringend zu. empfehlen, seine Rechtsslellung durch Gemeindebe­
schluß und Vereinbarung mit ihm gen au festzulegen. Das kann auch 
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durch die Satzung geschehen. Dabei ist auch die Stellung als Vor­
sitzender der Fachausschüsse zu berücksichtigen und auseinanderzu­
halten, wie sich der Vorsitzende im Falle eines Widerspruchs zwi­
schen den Beschlüssen des Verwaltullgsausschusses und den Auf­
trägen der Gemeinde zu verhalten hat. Für den Vorsitzenden sind ein 
oder mehrere Stellvertreter, auch für die Fachausschüsse. vorgesehen. 

Was von der Rechtsstellung des Vorsitzenden gilt. gilt auch für 
die Stellvertreter. nur daß sie bei ihrer Amtsführung etwaige Weis-
ungen des Vorsitzenden zu befolgen haben. . 

Der G e s eh ä f t s f ü h r er ist der oberste Lei t erd erG e -
s c h ä f t e und der Ver wal tun g des Arbeitsnachweises u n t e r 
dem Vor s i t zen den, a u c h hin sie 11 t I ich der F ach a b -
te i I u n gen, da diese Teile des Arbeitsnachweises sind. unbescha­
det etwaiger besonderer Abteilungsvorsteher der Fachabteilungen 
(§ 34), die durch die vom Verwaltungsausschuß aufzustelIenden 
Grundsätze und die Dienstvorschrift zweckmäßig dem Geschäftsfüh­
rer zu unterstellen sind. Die Bestellung mehrerer Geschäftsführer ist 
im Gesetz· nicht vorgesehen und dürfte sich auch nicht empfehlen, da 
dadurch die Einheitlichkeit der Verwaltung und Geschäftsführung ge­
fährdet werden würde. Das wäre umso bedenklicher. als schon an 
sich die gesetzliche Regelung allen möglichen SonderinteresseJ1 in' ge­
fährlicher Weise weit entgegenkommt und durc'Yl die komplizierte 
Organisation des Arbeitsnachweises die Geschäftsführung hemmt. Die 
Geschäftsführung eines großen öffentlichen Arbeitsnachweises war. 
wenn sie nicht rein mechanisch aufgefasst wurde, schon. von jeher 
eine der schwierigsten und verantwortungsvollsten Verwaltungsauf­
gaben, besonders da die öffentliche Unparteilichkeit mit den wirt­
schaftlichen Interessen der Parteien in Einklang gebracht werden 
mußte, und zwar möglichst ohne die politische Empfindlichkeit zu ver­
letzen. Unter diesen Umständen "jeden Mann an den richtigen Platz. 
zu bringen", dieses Ziel des Arbeitsnachweises war schon bisher nicht 
leicht. Es wird in Zukunft noch schwerer sein. da das Gesetz nicht 
nur alle Interessen und Anschauungen der Interessenten auf das. 
Aeußerste zu schonen sucht, sondern den Geschäftsführer in die größte 
Abhängigkeit bringt, seinen Einfluß auf das Personal mindert und ihm 
neben der Vermittlungstätigkeit eine ganze Reihe schwieriger 
Nebenaufgaben aufbürdet. Dabei hat der Geschäftsführer mit Ver­
ständnislosigkeit auch bei maßgebenden Stellen und den wlderstre:­
tenden Auffassungen der beteiligten Kreise über Zweck und Bedeu­
tung des Arbeitsnachweises .zu ,rechnen. 

Die sorgfältige Auswahl der Geschäftsführer, besonders der gros,..· 
sen Arbeitsnachweise ist entscheidend für das Gelingen des Arbeits­
nachweisproblems überhaupt. und ich kann mir nicht denken. daß die' 
Stellung· eines Geschäftsführers genügend gefestigt sein wird. wenn 
man Ihm nicht die Beamteneigenschaft verleiht, was nach § 13 Abs.3: 
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zulässig ist. . Jedenfalls soll in der Regel der Gechäftsführer nach 
§ 13 Abs. 1 hauptamtlich angestellt werden. 

Eine ähnliche Stellung, wie die Geschäftsführer des Arbeitsnach­
weises haben, haben die ihnen unterstellten .. Abteilunzsvorsteher" der 
Fachabteilungen, auf welche die Bestimmungen des § 13 mit Aus­
nahme des die hauptamtliche Anstellung erfordernden Abs.l Anwen­
gung finden. 

Der Geschäftführer - ebenso wie auch die ArbeitsvermittIer -
werden von der Errichtungsgemeinde (Verwaltungsgemeinde) auf 
Vorschlag des Verwaltungsausschusses - die Abteilungsvorsteher und 
Vermittler der f'acharbeitsnachweise auf Vorschlag der Fachaus­
schüsse - bestellt. Die Dienstverhältnisse - auch des Geschäfts­
führers - regelt der Vorstand der Errichtungsgemeinde Im Ein­
ver n e h m e n mit dem Yerwaltungsausschuß. 

Die Errichtungsgemeinde kann verlangen. daß weitere Verträge 
eingereicht werden, wenn Tatsachen vorliegen, daß weitere Vor­
schläge eingereicht werden, aus. denen sich die mangelnde Eignung 
ergibt. Schließlich kann die Gemeinde dllrch die Aufsichtsbehörde 
erforderlichenfalls zu selbständiger Anstellung ermächtigt werden 
(§ 13 Abs.2). 

Der Geschäftsführer muß (§ 13 Abs. 1) die erforderliche Sach­
kenntnis auf dem Gebiet der Arbeitsvermittlung besitzen. Das Reichs­
amt im Benehmen mit seinem Verwaltungsrat und sofern es von die­
ser Befugnis keinen Gebrauch macht, die Landesämter im Benehmen 
mit ihren VerwaItungsausschüssen können Grundsätze über die Vor­
ausetzungen, unter denen die erforderliche Sachkenntnis als gegeben 
anzusehen ist, aufstellen. Das Reichsamt hat auf Grund dieser Er­
mächtigung die Grundsätze vom 17. November 192218

) aufgestellt.· Da­
nach wird neben ausreichender Allgemeinbildung und Gewandheit im 
Verkehr vieriährige erfolgreiche Berufsarbeit und ausreichende Kennt­
nis im Verwaltungsrecht, Volkswirtschaft und Arbeitsrecht, bei groß­
städtischen Arbeitsnachweisen abgeschlossenes volkswirtscha ftliehes 
oder juristisches Hochschulstudium erfordert. Schließlich wird eIne 
dreimonatige Tätigkeit in einem öffentlichen mit Berufsberatung ver­
bundenen Arbeitsnachweis verlangt. 

Der Abteilungsvorsteher einer Pachabteilung soll möglichst An­
gehöriger oder Sachverständiger des Faches sein. Dabei wird man 
berücksichtigen müssen, daß große Facharbeitsnachweise oft min­
destens dieselbe Bedeutung wie große allgemeine Arbeitsnachweise 
haben. Deswegen wird man bei ihnen im einzelnen Falle ähnliche 
Anforderungen stellen müssen wie an die Geschäftsführer . 

. Daß der Geschäftsführer die für ein öffentliches Amt erforderliche 
Unbescholtenheit und Charaktereigenschaft, insbesondere Unpartei­
lichkeit besitzen muß, versteht sich von selbst.1I

) 

"') Abgedruckt bei ~ 10 des Commeutars. 
tol Vergl. im Uebrigen W ölbling,Der Arbeitsnachweis, S, ISl ft. 
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Die Vermittler müssen gleichfalls unbescholten und unparteilich 
sein (ver gl. § 40). Sie müssen ausreichende Volksschulbildung und 
-gewisse Kenntnisse der Verhältnisse des Arbeitsmarktes. die für die 
Arbeiten und die Arbeitsstellen erforderlichen Bedingungen. die wich­
tigsten Bestimmungen des Arbeitsnachweisrechts und des Tarifrechts 

besitzen. Dazu kommt bei den Fachvermmlern Sachkunde in dem be­
treffenden Fach (§ 34).20) Im Laufe der Zeit wird sich ein besonderer 
Beruf von Vermittlern herausbilden, dem eine sachgemäße Schulung 
zu Teil werden kann. Die Vermittler werden auf Vorschlag des Ver­
waltungs- bezw. Fachausschusses von der :Errichtungsgemeinde (Ver­
waltungsgemeinde) durch privatrechtlichen Dienstvertrag auf Grund 
eines Dienstvertrags angestellt. Die lebenslängliche Anstellung als 
Beamte ist für die Vermittler ausgeschlossen und damit die Unab­
hängigkeit. die eine wesentliche Voraussetzung für die Unparteilich­
keit und berufsfreudige Arbeit ist. :Es tritt an die Stelle die Abhängjg­
keit von dem Verwaltungsausschuß und von der :Errichtungs gemeinde. 
Der VerwaItungsausschuß wird iedenfalls auf Grund seines Vorschlags 
und Aufsichtsrechts und seiner Mitwirkung beim :Erlaß der Dienst­
ordnung stets in der Lage sein, einen bedeutenden :Einfluß auf die 

- Vermittler auszuüben. Das war auch die Absicht des Gesetzgebers. 
i der hierdurch eine Bürokratisierung des Arbeitsnachweises verhindern 
! wollte. :Es besteht nun aber die Gefahr, daß die überwiegende Partei 
! des Arbeitsnachweises die Vermittler in eine einseitige Richtung 
l drängt, und da die Vermittler den naturgemäßen Wunsch haben wer­
I den. nicht fortwährend sich den Schwankungen der Parteiverhältnisse 
': anpassen zu -müssen; können sie leicht dazu verleitet werden. die 

-, ihnen genehme Partei des Verwaltungsausschusses oder in der Ge.;.·· 
'meindevertretung zu schützen. Vielen dieser Bedenken kann durch 
eine verständige, die Mängel des Gesetzes ausgleichende Dienst­
ordnung begegnet werden, die insbesondere eine möglichst lll1par:­
teiiscfie Disziplinarinstanz vorsehen sollte. 

Bestand bereits in einer Gemeinde (einem Gemeindeverbande) 
beim lnkrafttreten des Gesetzes ein öffentlicher Arbeitsnachweis, so 
sind auf Verlangen der Gemeinde (des Gemeindeverbandes) die In 
ihm beschäftigten Beamten lind ständig Angestellten von dem neuzu~ 
bildenden Arbeitsnachweis zu übernehmen. Der Verwaltungsausschuß 
des Arbeitsnachweises kann aus triftigen Gründen der Uebernahme 
widersprechen. Im Streitfalle entscheidet die oberste Landesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle (§ 64). Durch diese Bestimmung 
wird nur der Gemeinde. nicht den Beamten ein Recht gegeben. Die 
Uebernahme muß unter den alten Bedingungen geschehen. d. h. da 
die Beamten und Angestellten des Arbeitsnachweises nach dem Ar­
beitsnachweisgesetze Beamte oder Angetellte des Trägers des .Ar­
beitsnachweises,also der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes, 

tI) Vergl. WölbJinlS, a. a. O. S. 135 ff. 
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sind (§ 13), so ändert sich an ihrer Rechtsstellung in der Regel grund­
sätzlich nichts, sie bleiben, sofern nicht der Träger des Arbeitsnach­
weises wechselt, Beamte oder ständige Angestellte der Gemeinde. 

Für die Vermittler der den Landesämtern und dem Reichsamt 
angeschlossenen Fachabteilungen gelten die für die öffentlichen Ar­
beitsnachweise aufgestellten Bestimmungen entsprechend (§§ 13, 
34. 36). 

Das übrige Büro-, Verwaltungs- und Iiilfspersonal wird von dem 
Träger des Arbeitsnachweises auf Grund der mit dem Verwaltungs­
ausschuß zu vereinbarenden Dienstordnung angestellt. Auch diese 
Personen sollen bei den f'achabteilungen möglichst aus Angehörigen 
des Faches entnommen werden. Zu diesem Personal gehören auch 
die Berufsberater und die mit der Erwerbsbeschränkten-. Arbeits­
losen-, Wandererfürsorge betrauten Personen, ein Sozialarzt. ein 
Techniker usw. Ein Vorschlagsrecht hinsichlich dieser Personen ist 
dem Verwaltungsausschuß und den Fachausschässen durch das Gesetz 
nicht gegeben. 

Für die Vermittlung weiblicher Personen ebenso wie für deren 
Berufsberatung sollten tunliehst weibliche Angestellte genommen 
werden . 

. Die Beamten und Angestellten haften den Benutzern des Arbeits­
nachweises aus der Verletzung ihrer Dienstpflichten. Der Träger 
des Arbeitsnachweises, also die Gemeinde oder der Gemeindever­
band, haften bei Angestellten, soweit sie bei der Auswahl die erfor­
derliche Sorgfalt nicht haben walten lassen, bei Beamten haftet 
neben diesen der Staat oder die Gemeinde. Als Träger der Landes­
arbeitsämter gilt diejenige Körperschaft (Staat, Gemeinde. Gemeinde­
verband), deren Behörde dem Landesamt angeschlossesn ist, sofern 
die Landesämter als selbständige Behörden errichtet sind, der Staat. 

7) Grundsätze der Vermittlung, 
Der Arbeitsnachweis im ganzen Reich kann einheitlich nur wir­

ken, wenn er allerorten nach gleichen Grundsätzen arbeitet. Wäh­
rend eine zur Not ausreichende Organisation des Arbeitsnachweises 
SChOll VOr :Erlaß des Arbeitsnachweisgesetzes vorhanden war, ist es 
eine dankbar zu begrüßende Neuerung, daß das Gesetz wenigstens 
einige Grundsätze für die Vermittlung, also für die Geschäftsführung 
aufgestellt hat. Aufgabe der Arbeitsnachweisämter, insbesondere des 
Reichsamtes ist es, diese Grundsätze weiter auszubauen, insbesondere 
auch auf de.m Gebiet der Nebenaufgaben des Arbeitsnachweises. 

a) Unelltgeltlichkeit. Der erste Grundsatz besteht darin, daß 
die Vermittlungstätigkeit für Arbeitgeber und Arbeitnehmer un­
entgeltlich sein soll. U) Dieser Grundsatz bezieht sich nur auf die 
Arbeitsvermittlung, nicht auf die Nebenaufgaben des Arbeitsnach-

") Vergl. Commentar S. 90 f., f~rner Iüskel-Syrup, S. 210. 
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weises. z. B. die Berufsberatung, wohl aber auch auf die Lehrstellen­
vermittlung. Auch für die Arbeitsbeschaffung gilt der Grundsatz der 
Unentgeltlichkelt nicht. 

Unter der Arbeitsvermittlung ist In dieser Beziehung lediglich 
diejenige Tätigkeit zu verstehen, weiche notwendig ist. um zwischen 
zwei Personen einen Arbeitsvertrag zustandezubringen. Dazu gehört 
die gegenseitige Bekanntgabe der Parteien, der Art und Beschaffen­
heit der Stelle. der Eigenschaften und Fähigkeiten des Arbeitsuchen­
den und der von beiden Teilen beanspruchten Vertragsbedingungen. 
Die Ermittlung einer Stelle oder eines Stellesuchenden durch Inserat 
in einer Zeitung oder durch öffentlichen Anschlag, Auslagen für Tele­
phon, Briefporto. Schreibgebühren, Zuführung Arbeitsloser durch 
einen Angestellten des Arbeitsnachweises, sind Leistungen des Arbeits­
nachweises, für die Kostenerstattung verlangt werden kann, soweit 
diese Maßnahmen nicht üblicherweise als notwendig für das Zustande­
kommen eines Dienstverhältnisses angesehen werden. U) Das gegen 
die Vorschrift des Gesetzes Geleistete, worunter nicht nur eine bare 
Vergütung oder Erstattung zu verstehen ist, kann vom Arbeitsnach­
weis, bezw. seinem Träger, d. h. der Gemeinde. dem Gemeindever­
band. gemäß § 812 BGB. zurückgefordert werden, soweit diese da­
durch bereichert sind. 

Nicht ausgeschlossen ist die Zahlung von Beiträgen. zu denen 
sich die Interessenten freiwillig verpflichten. Da die Träger des Ar­
beitsnachweises. namentlich bei der jetzigen Verarmung, sich nicht 
leicht zu unentgeltlichen Leistungen über das Maß dessen. zu dem sie 
gesetzlich verpflichtet sind. verstehen werden. so ist den Verbänden 
diese freiwillige Leistung dringend zu empfehlen, um die Arbeitsver­
mittlung den Bedürfnissen entsprechend auszugestalten. Derartige 
Leistungen entsprechen der Billigkeit umso mehr. als die zweck­
mäßigen Aufwendungen für die· Arbeitsvermittlung in den einzelnen 
Erwerbszweigen außerordentlich verschieden sind und je nach der 
Koniunktur in den einzelnen Erwerbszweigen auch verschieden hohe 
Aufwendungen von den Beteiligten gemacht werden können.· Der­
artige Beiträge sind auch die beste Garantie für die Erhaltung des 
Einflusses der Beteiligten auf die Verwaltung des Arbeitsnachweises. 
während es zweifelhaft erscheint. ob die im Gesetz festgelegte Betei­
ligung an der Verwaltung im Sinne eines praktischen Einflusses auf 
die Verwaltung des Arbeitsnachweises nicht nur hemmend wirken 
wird, wenn die Festsetzung des Haushalts ledigllch durch die Ver­
waltungsgemeinde erfolgt. Auch die Zahlung von Zuschüssen aus 
einer Arbeitslosenversicherung, die im übrigen ja noch nicht besteht, 
wUrde kein Ersatz für den durch freiwillige Leistungen zu erlangen-
den Einfluß sein. . 

.. S. WölbUng, Commentar, Anm 1 zu § 89. Kaskel-Syrup. AUIlJ, " zu § 39, 
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b) Unparteilichkeit bel der Vermittlung. NaciL~ 40 des Arbeits­
nachweisgesetzes hat die Vermittlung unparteiisch- unCl-öhn'e"ifiick­
sIClir'il.iif 'dre Ziigehörigkeit zu einer Vereinigung zu erfolgen. 

Die Berücksichtiguul1; der Zugehörigkeit zu einer Vereinigung, ins­
besondere einer Gewerkschaft. auch zu einer politischen Partei. ist 
bisher hauptsächlich Gegenstand der Beschwerde über die Arbeits­
nachweise gewesen und daher im Gesetz ausdrücklich erwähnt. Die 
Parteilicllkeit erschöpft sich aber .nicl).t in dieser Rücksichtnahme. 
Parteilichkeit ist vie!mehr~J~4e.pJÜ1~r.~1~.te Rücksichtnahme auf d~s 
ell].>§~Hige. wenn ~uch an sich.J;Xlll.llpte und bel:.()~ßtjgte Interesse .e~.la> 
Partei des ArbeItsvertrages. Im Gegensatz aazu soll der ArbeIts­
nachweis die Interessen beilt~r Teile gegeneinander a»y.jSSlD. Ins­
besondere soll der Arbeitsnachweis die"b~S'()U(feren 'Verhältnisse der 
freien Plätze. die berufliche und körperliche Eignung, sowie die per· 
sönlichen und Familienverhältnisse und die Dauer der Arbeltslosi!!:. 
keit des Bewerbers berücksichtigen, soweit die Lage des Arbeits­
marktes es gestattet. 

Soweit heide Teile damit einverstanden sind. daß gewisse Inter­
essen des einen oder des anderen Teiles berücksichtigt werden sollen. 
kann von einer Parteilichkeit nicht die Rede sein. aber selbst in die­
sem Fall.e soll. eine Be:ücksi~htigl1ng von.,X erei!1Y1tlll.~n nicht er!oIgen. 
wenngleIch die Parteten belde daran em Interesse haben. DIe Be­
rücksichtigunglilA~es Interesses sol! aber unter alleJl..Umständen aus­
geschlossen sein, weH man die daraus sich ergebenden Uebelstände 
gründlich beseitil1;en will. Eine Ausnahme ist jedoch hinsichtllch der 
sogenanten Tendenzbetriebel im Sinne von § 67 BRG .• d. h. der Be­
triebe •. welcne-paffilschen, gewerkschaftlichen. militärischen, kon­
fessionellen. wissenschaftlichen. künstlerischen und ähnlichen Bestre­
bungen huldigen. bedingt. Wenn ein Arbeitnehmer unaufgefordert 
seine Zugehörigkeit zu einer Organisation angibt, so ist eine Mitteilung 
darüber an einen Arbeitgeber ni~ht verboten. lI ) 

Dem Arbeitsnachweis ist es untersagt. einen Arbeitnehmer zum 
. Zwecke der NichteinsteIlung l!!lJJ:Üll~ttjg .• #.l! .• Js~!J,!1,z;~eish!len' oiler'sonst an 
einer Maßregelung eines ~~aetS,_d. h. Vergeltiltig für Kampfmaß­
nahmen durch Schadenzufiigung,.QJl.ru: an einer entsprechenden Maß­
nahme ~ILA,dlm!,~!:.r mitzuwirken. Infolge des Verbotes der 
Kennzeichnung wird der Arbeitsnachweis einen Arbeiter nicht zu 
einer Stelle vermitteln dürfen. für die er körperliCh oder beruflich 
oder nach seinen. persönlichen oder Familienverhältnissen nicht ge­
eignet ist: Er braucht aber auch nicht der Einstellung entgegenzu­
wirken, wenn der Arbeitgeber die Einstellung eIner bestimmten nicht 

.1) Die Be.timmung des § 40 gilt auch für nicht äffeetliche Arbeitsnachweise. die 
Frage nach der Zugehörigkeit %u einer Veuinigung ist aber nach I " zugelassen bei 
Arbelbnachweise n, die von wirtschaftlichen Vereinigungen du Arbeitnehmer errichtet 
sind und satznngsgemäss nur an deren Mitglieder Arbeit vermitteln. . . 
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geeigneten Person vornehmen will. In diesem Falle liegt eine Ver­
mittlung überhaupt nicht vor. 
- .QJ~,jl}."j,_,1A._ .. ctescAtbeitsnachw:eisgesetzes yorges<:hri{)ben.e. 8,e­
~anntgape eines Ausstandes oc!ereil1er Aussperrting wIrddurch .. gas 
KennzeichnungsverbQ~ nicht berührt • 
. '. Die Vermittlung des Arbeitsnachweises darf nicht gegen Ver­
botsgesetze oder gegen die guten Sitten verstoßen, d. h. es dürfen 
nicht verbotene, z. B. gegen die Vorschriften betreffend die Beschäf­
tigung Jugendlicher, die Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen. gegen 
die öffentlichen Bestimmungen über die, Ausübung gewisser Berufe 
verstoßende' Arbeitsverträge durch den Arbeitsnachweis ausgebeutet 
werden. Derartige Verträge dürfen weder vorsätzlich noch fahrlässig 
von dem Arbeitsnachweis herbeigeführt werden. Das Gleiche gilt von 
Arbeitsverhältnissen, die gegen die guten Sitten verstoßen. Er muß, 
soweit er von den in Betracht kommenden Verhältnissen Kenntnis 
hatte, eine Vermittlung ablehnen. 

c) Wirtschaftliche Zweckmäßigkeit der Vermittlung. Die Vermitt­
lung soll möglichst einen wirtschaftlich zweckmäßigen Erfolg anstre­
ben. Jeder Mann soll auf den richtigen 'platz gestellt werden. Der 
richtige Platz ist nicht nUr derjenige. wo der Arbeiter am besten für 
die Produktion nutzbar gemacht werden kann, sondern es ist auch 
zu berücksichtigen, daß der Arbeiter eine Stelle erhält, aus der er 
sich und seine Familie seinen Bedürfnissen und seinen Leistungen 
entsprechend möglichst gut ernähren kann. Auch das liegt im öffent-
lichen Interesse. . 

Nach diesen Grundsätzen ist nicht nur zu verfahren, wenn die 
Beteiligten es wünschen, sondern auch gegen den Wunsch der Par­
teif!n ist möglichst zu verhindern. daß ein Arbeiter an einen ungeeig­
neten Platz kommt, - das gilt besonders auch für die Lehrstellenver­
mittJung. Natürlich kann der Arbeitsnachweis die Annahme einer un­
geeigneten Stelle nicht verbieten. Er kann nur beratend auf die Par­
teien einwirken. Wenn' zwei Parteien gegen den Rat des Arbeits­
nachweises einen Arbeitsvertrag schließen. kann man nicht mehr 
sagen, daß der Vertrag durch Vermittlung des Arbeitsnachweises 
zustandegekom.rnen ist. 

Zu berücksichtigen sind nach § 40 einerseits die besonderen Ver­
h~Utnisse der' freien Arbeitsplätze, andererseits die berufliche und 
körperliche Eignung sowie die persönlichen und Familienverhältnisse 
und die Dauer der Arbeitslosigkeit des Bewerbers. 

Diese Vermittlungsgrundsätze sind nicht erschöpfend aufgezählt. 
sondern die Aufzählung hebt nur einige der wichtigsten Grundsätze 
hervor, deren Beachtung bisher streitig war. Neben der körperlichen 
ist natürlich gleichwichtig und zu beachten die geistige und sittliche 

, Eignung. ' 
Die Berücksichtigung dieser Grundsätze schließt die strenge 

Bindung der Vermittlung an die Reihenfolge der Meldungen der Ar-
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beitgeber und Arbeitnehmer, den Nummern z w an g aus. Sie ver'" 
bietet aber nicht iede Berücksichtigung des Alters der Meldungen,· 
Im Gegenteil bei gleicher Eignung und Bedürftigkeit z. B. in gleich­
langer Arbeitslosigkeit oder Dauer der Vakanz ist die frühere Mel­
dung zunächst zu berücksichtigen. Arbeitll:eber und Arbeitnehmer 
sind aber dem Arbeitsnachweis gegenüber nicht an die Berücksichti­
gung der früheren Meldung s;:ebunden. Eine andere Frage ist es, 
ob der Arbeitnehmer seinen Anspruch auf Erwerbslosenunterstützung 
verliert, wenn er eine ihm angebotene Stellung ablehnt. 

Mit großem Nachdruck ist versucht worden. die Interessen der 
Erwerbslosenfürsorge über die Interessen der Arbeitsvermittlung zu 
stellen. Da es sich bei der Erwerbslosenfürsorge um finanzielle 
Interessen des Reiches handelt. so sind diese Versuche nicht ohne 
Erfolg geblieben. Ueberhaupt hat man versucht, den Arbeitsnachweis 
wesentlich als ein Organ der Erwerbslosenfürsorge zu betrachten, 
der die Kosten dieser Einrichtung herabzudrücken hätte. indem er in 
erster Linie die langfristig Erwerbslosen unterzubringen hätte. obwohl 
diese Elemente itir uen Arbeitsnachweis doch meist die ungeeignetsten 
sind. Eine derartige Voranstellung der Interessen der Erwerbslosen~ 
fürsorge oder einer künftigen Arbeitslosenversicherung würde nicht 
nur den natürlichen Aufgaben des Arbeitsnachweises widersprechen, 
sOl1dern auch im Gegensatz zu den Grundsätzen des § 40 des Arbeits~ 
nachweisgesetzes . stehen. Die Erwerbslosenfürsorge ist nicht eine 
Staatsaufgabe an sich, sondern nur ein Mittel 'turn Zweck Sie dient 
d~r Erhaltung der Arbeitsluäfte während der Zeit der Arbeitslosig­
keit, um sie für spätere Arbeitsgelegenheit arbeitsfähig zu erhalten. 
Es wäre verfehlt. wenn man die Empfänger von Erwerbslosenfür~ 
sorge bei der Arbeitsvermittlung bevorzugen wollte. Dadurch würde 
man die Produktion schädigen und auf diese wiederum die Erwerbs~ 
losigkeit vermehren, also zu einem finanziell ungünstigen Ergebnis 
für die Erwerbslosenfürsorge kommen. Nur bei sonst gleichen Ver~ 

. hältnissen, insbesondere gleicher körperlicher und beruflicher Eignung 
soll die Dauer der Arbeitslosigkeit berücksichtigt werden. 

Die Interessen der weiblichen Arbeitnehmer sollen in besollderenl 
Maße gefördert werden. Das Gesetz will dies hauptSächlich dadurch 
erreichen, daß die weiblichen Arbeitnehmer tunlichst durch sach­
gemäß vorgebiluete weibliche Angestellte vermittelt werden sollen. 
Die sachgemäße Vorbildung muß sich einerseit:; auf die besonderen 
Bedürfnisse der Frauen und die Kenntnis der Frauenber.ufe. anderer~ 
seits auf die Kenntnis der Arbeitsvermittlung erstrecken. Das Ziei 
dürfte nicht eine Bevorzugung der frauen VOr den Männern sein, 
sondern die Vermeidung einer Ausschließung der geeigneten Frauen 
von den für sie passenden Arbeitsplätzen, insbesondere :VOll solchelI, 
die sich besser lür l';rauen als für Männer tignen. Die Ver-­
mittlungder Frauen durch weibliche Angestellte kann natiirlich 
nur da erfolgen, wo ein besonder,esBedürfnis vorhanden ist. \Venn 
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ln einem Arbeitsnachweis oder für einen Beruf nur für einen Arbeits­
vermittler ausreichende Beschäftigung vorhanden· ist. kann nicht 
neben einem männlichen Vermittler eine Vermittlerin verlangt wer-

. den. Jede unnütze Verteuerung des Arbeitsnachweises muß vermieden 
werden, um nicht den Arbeitsnachweis überhaupt zu gefährden. 

Die Arbeitsbedingungen sollen den Arbeitsnachweis grundsätzlich 
nur. insoweit interessieren, als er auf die Vermeidung von Unklar­
heiten Bedacht nehmen muß. Denn der Abschluß eines wegen Irr­
tums anfechtbaren Arbeitsverhältnisses kann nicht als Abschluß der 
Vermittlung angesehen werden. Daß der Arbeitsnachweis sitten­
widrige Bedingungen nicht befördern, daß er auch den Anschein 
vermeiden muß, als ob er derartige Bedingungen beförderte. wurde 
bereits früher (Seite 24) gesagt. In diesem Sinne bestimmt das Ge­
setz in § 41 Absatz 2, daß der Arbeitsnachweis eine Vermittlung ab­
zulehnen hat, wenn der Arbeitsvertrag gegen die ortsüblichen Min­
destlöhne verstoßen würde. Der Arbeitsnachweis hat aber nicht die 
Aufgabe, abgeschlossene Arbeitsverträge, auch wenn sie gegen die 
,guten Sitten verstoßen, aufzulösen; hierüber entscheiden die Gerichte 
auf Grund einer Klage der geschädigten Partei. welche von einem 
sittenwidrigen Vertrage zurücktreten kann. 

Soweit ein Tarifvertrag besteht, hat der Arbeitsnachweis die Ver­
mittlung beteiligter Arbeiter an beteiligte Arbeitgeber nur zu tarif­
lichen Bedingungen vorzunehmen. Es folgt dies aus dem Umstande, 
daß· der Tarifverlrag eme öffentlich rechtliche Zwangsgewalt wie 
ein Gesetz enthält. Es gilt hier im wesentlichen dasselbe. wie bei 
sittenwidrigen Geschäften, wenngleich hier keine Unklarheit oder 
Nichtigkeit des Arbeitsvertrages eintreten würde, da der tarifwidrige 
Arbeitsvertrag ohne weiteres als tarifgemäß abgeschlossen zu behan­
deln ist. Gleichwohl soll der Arbeitsnachweis seine Mitwirkung bel 
einem tarifwidrigen Geschäft unterlassen. ja er soll darauf hinwirken .. 
daß auch unverbindlich ein tarifwidriger Vertrag zustandekommt. daß 
sich die Parteien vielmehr ausdrücklich zum tarifgemäßen AbschluG 
des Arbeitsvertrags bekennen. Zum mindesten wird der Arbeits­
nachweis, obwohl er an sich auf die Lohnhöhe nicht einwirken soll. 
beim Vorhandensein eines Tarifertrags den Parteien 'stets die tarif­
lichen Bedingungen bekannt zu geben haben. Dabei kommen nur 
solche Parteien in Betracht, welche zu den Beteiligten des Tarlfver~ 
trages gehören, also solche, welche -den Verbänden angehören, die 
den Tarifvertrag abgeschlossen haben. öder solche. auf die der Tarif­
vertrag durch A\1g:emeinverbindlichkeitserklärung gemäß § 2 der 
Verordnung vom 23. 12. 1918 erstreckt worden ist.· Soweit ein Ar­
heitsvertrag nach der Erklärung einer Partei gegen die· ortsüblichen 
.MindestIohnsätze verstoßen würde. hat der öffentliche Arbeitsnach­
weis die Vermittlung abzulehnen. Pür die nicht öffentlichen Arbeits­
nachweise gilt diese Bestimmung nicht. 
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Auskunfterteilung über die ortsüblichen Lohnverhältnisse gilt 
nicht als Einwirkung. Die Auskunfterteilung setzt eine Befragung 
voraus. Was von der Auskunft über ortsübliche Lohnsätze gilt. gilt 
auch der Auskunft über tarifliche Sätze an die Beteiligten, doch, wie 
oben gesagt, mit der Maßgabe, daß hier der Arbeitsnachweis auch 
ohne Befragen die Parteien mindestens auf den Tarifvertrag hinzu­
weisen hat. Hierin liegt eine wesentliche Sicherung und damit För­
derung des Tarifvertrages, zugleich aber eine große Verantwortung 
für den Arbeitsnachweis, dessen Vermittler genau über den Inhalt 
und die richtige Auslegung des Tarifvertrages unterrichtet sein müs­
sen, da sie durch falsche Auskunfterteilung den Tarifvertrag nicht 
fördern, sondern gefährden würden. Ein Arbeitsnachweis, der diese 
Aufgabe nicht genau nimmt. handelt pflichtwidrig, und seine Beamten 
und Angestellten werden sich schadenersatzpflichtig machen. Dabei 
ist zu bedenken, daß die Tariffragen zu den schwierigsten Rechts­
fragen gehören. 

Unter den ortsüblichen Lohnverhältnissen sind natürlich auch die 
Bedingungen inbegriffen, unter denen der Lohn beansprucht werden 
kann, und damit wesentlich alle ortsiiblichen Arbeitsbedingungen. 
Ohne diese wäre eine Auskunft über die Lohnhöhe unverständlich.~·) 

cl) Verhalten des Arbeitsnachweises bel LOhnkämpfen (Ausständen 
und Aussperrungen). 

Von den .{\rbeitsl~l:imRf~n nimmt das Arbeitsnachweisgesetz JUU', +':I'f't. 
i,nsp,y.reit Notiz, als es sich nur um ~M~~t~Nl~ (Streiks) oder A!l~-~ l": "",l, . 
sperrungen handelt.' '","',' ~ " l i 'r,~!I' 

Die Arbeitgeber sind -..;.erpflichtet und die wirtschaftlichen Ver- ;~'e .. ~.' 
einigungen der Arbeitnehmer slna 6eJ;echtigt. bei Ausbruch und Be- ,,'" "'c 

endigung eines Ausstandes oder bei Vorn'älime oder Bee~dlgung einer":,~,: ,.'\f 
AJ;§~RSX,r,P~,~ den-zllstan'älgen Arbeitsnachweisämtern sChriftllche.,Äll-
z~ zu machen. Nach den vom Reichsamt für Arbeitsvermittlung 
erlas~enen Vorschriften vom 17. November 1922 (ReichsarbeitSblatt 
~92~ S .. 699) gilt als für di((,t{tel~,~.n~.~~~.1~l'}~i~er .~h.ill§,~!<.1'!.~~.is der-
lel11ge, 111 dessen Bezirk der BetrleB oder der oetroffene Setriebsteil 
liegt, Fachabteilungen kommen demnach nicht in frage. Die Mel-
dung soll an dem auf den Beginn des Ausstandes oder der Aus-
sperrung folgenden Werktag dem Arbeitsnachweis vorliegen oder 
wenigstens zur post gegeben sein. Ein Ausstand soll ersrdinit ange-
nommen werden7wenn die Arbeit tatsächliclt ni'edergelegt oder der 
Ausschluß ~JleJ,., Arbeitnehmer erfolgT ist Omsomehr wird dieJ,1Jl!.e-
h~l~ung d,er 'fl'~ls~pi,t!3,~1:I'Yi~rig~.~it~~ verbllnden .• ~.:~n. weil der tat-

OS) Nach dem Uebereinkommen der internationalen Arbeiterkonlerenz in Genua 
vom 15. Juni 1920 muss der von Arbeitsnachweisen flir Seeleute1:u vermitielnde 
Hc\\ervertrag die notwendigen Sicherheiten zum Schutze der Beteiligten enthalten, 
.. uch soll den Seeleuten ausreichende Gelegenheit gegeben werden, den Vertrag vor 
und nach der U~terschrift genau zn prüfen. 
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sä.shliche Beginn einer Kampfhandlung sich bisweilen kaTllJJ....mer.kbar 
~llz!el;tt. W cnn eine öffentliche Berufsvertretung oder wirtschaft­
liche 'Vereinigung eine Sammelmeldung macht, so sind die in der 
Sammelmeldung aufgeführten Arbeitgeber, sofern sie den für Einzel­
meldungen vorgeschriebenen Anforderungen entspricht. von der eige­
nen Meldepflicht befreit. Eine weitere Meldung ist bei Ausdehnung 
des Kampfes auf weitere BetrieO'e ouer Betriebsteile zu machen. Die 
t{LchilLejolgung derM.eldepflicht ist nach § 54 zm. 2 mit Geldstrafe 
bis 1500-M1iik eventuell Haft bedroht. IJ'i'e~ t)eS'tritfürfl; tritt nur auf 
Antrag des zuständigen Arbeitsnachweises ein. So wichtig die Mel­
dungen, namentlich auch von der Beendigung des Kampfes, sind, so­
wird der Arbeitsnachweis doch mit~R'iicksicht auf die schwierige Er­
konnbarkeit des Tatbestandes große Zurückhaltung bei der Stellung 
von Strafanträgen üben müssen. Dabei ist auch zu bedenken. daß 
der Arbeitsnachweis des Zutrauens der Beteiligten zu einer frucht­
bringenden Tätigkeit bedarf una naß er sich deshalb dieses Zutrauen 
nicht durch polizeilichen .. Bi,irQkratismus verscherzen darf. 25) Bei (ier 
Verwendung dei'"Mciluuüierl'ist zur Vermeidung von rechtswidriger 
Schädigung der Betroffenen die größte Sorgfalt zu beachten. Die Ent­
scheidung über die Verwendlmg der Meldungen kann daher nicht dem 

~'--'.,,\r.";;'''; .:;;":,.". J-~ __ . __ R ''';',"' .. ,." ~_'- ••••• 

Arbeitsvermittler überlassen werden. sondern sie bedarf einer An-
"'~§WH~4llrcl:u:lje"~Q~;;sp.~ft§t9Jn;.mJ.g· ~""' 

Wenn die schrHtliche Mitteilung erstattet ist, so hat der ArbeIts-
vermittler den &IJ von der ·[~lsaf]Ie,d~_S_All:il1t.aJJJ!.eS,,,Ul1d 

~~{~!1t1;~~4~~ll'~~ und die Vermittlung nUr dann . verlangt wird. Der Grunddles'er" 
Mitteilung liegt darin. ittlungsversuch meist vergeblich 
sein würde. wenn man Arbeiter in Betriebe entsenden würde. die von 
einem Arbeitskampfe betroffen sind. Der Arbeiter würde die Stelle 
nicht aunelullen wollen oder können, weil er zu seinen an dem Kampf 
beteiligten Arbeitsgenossen halten will oder muß, und der Arbeitgeber 
würde einen etwa versehentlich eingestellten ausgesperrten Arbeiter 
alsbald wieder entlassen. Deswegen kommen sowohl für die Mel­
dung, wie für die Mitteilung nicht nur ordnIl1WStl1äßt~e~,YJ)n,.den"J~e­
r.uflmell.Y.erbänden. eingeIeitere~~sonael:'n:äuCliwilde·KamIlfl11!l,?11aqfu.en 
in Frage; auch isLes gleichgüHig., .. ob .der KamI.lLein~wirtschaftilches 
odeiehlpoIifisches ~ Ziel hat. . , ~ . 

.. • ~_', c: "' __ ,_, _',", . ~.' ",' .. ~"_.,~"_'_o-..':' 

e) Auskunftsrecht und -pflicht. Der Geschäftsführer und die Ar­
beitsvermittIer sind berechtigt und .auL~e~l1J~(\!1,x,eXJ1i~htet, Aus­
kunft über Besonderheiten einer offenen S'telle. die fÜLdl'lP-.!'\Xbeit­
suchenden von Bedeutun~ sein können. oder über besondere Eh;en­
seh-äffetl' eines Arbeitsuchenden, die für seine Eignun:r für~die$telle 
wichtig !'ein können, zu geben, wenn ihnen diese Besonderheiten 

.. ,,-'6""*1' lr4 

M) Wegen der Begriffe "Ausstand" lind "Aussperrung" vergl. Commentar Anm. 
117 unq 4.2, feIner Kaskel-S>,!uP, AmlL 9 und 11 zu § d2 S. 228, ferner WölbUng, 
Der Akkordvertrag uud der Taritvertrag, Berlin 1908, S, 806 ff. ~ ~ 
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oder besonderen Eigenschaften eines Arbeitsuchenden, die für seine 
Eignurig amtlictL bekannt geworden sind, und wenn es· besondere 
Umstände', namentlich 'dI~rne"n'''''die Hausgemeinschaft recht­
fertigen. Für die Lehrstellenvermittlung ist die Pflich t zur Auskun ft­
et'teilun!); eine weitergehende. Eine Beschräniwllg des Auskunfts­
rechts und der Auskunftpflicht ist insofern gegeben. als eine Tatsache 
dem Arbeitsnachweis unter ausdrücklicher oder aus den Umständen 
Dder der Natur der Verhältnisse sich ergebenden Bedingung der Ge­
heimhaltung mitgeteilt worden ist . 

. Aus dem Umstande, daß der Arbeitsnachweis nur in beschränk­
tem Maße zur Erteilung von Auskünften über persönliche Verhältnistie 
eines Arbeitsuchenden berechtigt und verpflichtet ist, folgt nicht, daß 
der Arbeitsnachweis sich selbst auch nicht über diese Verhältnisse 
weitergehend unterrichten dürfte und müßte. Im Gegenteil, seine 
Aufgabe, jeden Mann an die richtige Stelle zu- bringen, verpflichtet 
ihn zu einer eingehenden Prüfung aller in Betracht kommenden Ver­
hältnisse. Dabei darf er aber bei der Prüfun)!; nur die ihm zu Gebote 
stehenden Mittel anwenden. Auskünfte verlangen kann er nur in dem 
Maße, wie den Arbeitgebern und eventuell den Verbänden der Ar­
beitgeber und Ärbeitnehmer eine Auskunftpflicht vorgeschrieben ist. 
Die Ermittlungen sollen nicht nach Art polizeilicher Auskundschaftung 
erfolgen, weil dadurch das Vertrauen zum öffentlichen Arbeitsnach-· 
weis gefährdet werden würde. Ueber die Art und Weise der Prü­
fung wird der Arbeitsnachweis sich zweckmäßig mit den wirtschaft­
lichen Verbänden zu verständigen haben. Den gewerbsmäßigen 
Nachweisen ist durch die Ausführungsvorschriften der Landeszentral­
behörden zum StelIenvermittlergesetz vorgeschrieben, sorgfältige Er­
kundigungen über d-ie Dienstverhältniss.e der Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer sowie über die Brauchbarkeit des Arbeitnehmers für die in 
Aussicht genommene Beschäftigung einzuziehen. Sie dürfen hinsicht­
lich solcher Stellen, deren Dienst- und Arbeitsverhältnisse ihnen nicht 
bekannt sind, eine Vermittlung überhaupt nicht ausführen. Für die 
gewerbsmäßigen Stellenvermittlungen, die Stellen für Hausgehilfen. 
für die Landwirtschaft oder Gast- und Schankwirtschaften vermitteln. 
galten bisher diese Bestimmungen entsprechend. 

f) Meldepflicht. 

Während das Arbeitsnachweisgesetz den Benutzungszwang, die 
Pflicht der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, bei jedem Abschluß eines 
Arbeitsvertrages die Vermittlung des Arbeitsnachweises in Anspruch 
zu nebmen, überhaupt nicht vorsieht,26) kann der Reichsarbeits­
minister nach Anhörung des Verwaltungsratsbeim Reichsamt für 
Arbeitsvermittlung anordnen, daß Arbeitgeber die bei ihnen vorhan-

'1) Eine solche Pflicht kann privatrechtlf~h ·d1:lrch pebereinkommen d7f Beteiligten 
z B durch Tarifverträge begrtindet werden. In dIesem Falle steht 1m .Falle des 
,; er;tosses gegen die Vertragspflicht den Gegnern das Recht einer bürgerlichen Kl3ge zu. 
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denen offenen Plätze bei dem zuständigen öffentlichen Arbeitsnach­
weis anzumelden haben. Die Anmeldepflicht darf sich nur auf Ar­
beitsplätze für Arbeitnehmer erstrecken, die der Krankcn- oder An­
gestelltenversicherung unterliegen; sie darf sich nicht erstrecken 
apf Arbeitspljitze in der Land wirtschaft und Hauswirtschaft und In 
solchen Betrieben, die weniger als fünf Arbeiter beschäftigen. 

Die Anmeldepflicht kann auf bestimmte Bezirke und Berufe be'­
schränkt werden. Sie findet keine Anwendung auf Arbeitsplätze. die 
durch Aussperrung oder Ausstand frei werden. 

Die Anmeldung verpflichtet nicht zur Benutzung des Arbeitsnach-
weises bei Besetzung der Stelle. . 

Soweit eine Fachabteilung, auch eine Fachabteilung des Landes­
amtes oder Reichsamtes für Arbeitsvermittlung zuständig ist. kann 
die Meldung an die Fachabteilung vorgeSChrieben werden. 

Nach § 74 BRG. ist der Arbeitgeber bei Masseneinstellungen und 
Entlassungen in folge von Betriebsänderungenauf Verlangen des Be­
triebsrates verpflichtet. dem Landesamt oder dem von diesem bezeich­
neten Arbeitsnachweis Mitteilung zu machen. 

g) VerllIittlungspflicht des Arbeitsnachweises, 
Während das Gesetz den Benutzungszwang ablehnt. ergibt sich 

auf der anderen Seite aus der Einrichtung eines lückenlosen Netzes 
öffentlicher Arbeitsnachweise· eine Pflicht des Arbeitsnachweises. 
jeden an ihn herantretenden Vermittlungsantrag zu erledigen. 

Es handelt sich dabei nicht um ein bürgerliches Recht auf Ver­
schaffung einer Ar·beitsstelle oder auf die Beschaffung eines ArbeiterS. 
sondern um eine öffentliche Pflicht. deren Erfüllung durch Beschwerde 
erzwungen werden kann. Wemi aber die Vermittlung in unerlaubter 
oder gegen die gyten Sitten verstoßender Weise unterlassen wird. 
so haftet der sChuldige Beamte oder Angestellte, bei allgemeiner Ab­
lehnung bestimmter Vermittlungsfälle derjenige. der die allgemeine 
Ablehnung angeordnet hat. Soweit es sich um Beamte handelt. kommt 
ferner die Haftung des Staats oder der Gemeinde für Beamte. und 
soweit es sich um eine unerlaubte Handlung eines Angestellten des. 
Arbeitsnachweises die Haftung wegen Unterlassung der verkehrs­
üblichen Sorgfalt bei der Auswahl und Ueberwachung des Angestell­
ten in Frage. 

Für die Haftung eines verfassungsmäßigen Organs als Träger des 
Arbeitsnachweises, wozu auch die Vorsitzenden und Verwaltungs­
ausschüsse gehören, kommen §§ 31, 89 BRG. in Frage. 

In dem allgemeinen Ausschluß eines Arbeitsuchenden oder eine: 
Stelle anbietenden Arbeitgebers von der Vermittlung durch einen. 
mehrere oder alle zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweise oder 
Pachabteilungen, auch vom Stellenausgleich durch die Fachabteilun­
gen, kann ein Verstoß gegen die guten Sitten gefunden werden. weH 
bei einer örtlich oder bezirklichallgemeinen Durchführung des Ar-
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beitsnachweises der Abschluß eines Arbeitsvertrages ohne die Ver .. 
mittlung des öffentlichen Arbeitsnachweises außerordentlich erschwert 
oder nahezu unmöglich gemacht wird. 

8) Die Zuständigkeit der Arbeltsnacbwelsämter. 
Das Gesetz enthält keine allgemeinen Bestimmungen über die Zu..­

ständigkeit der Arbeitsnachweisämter oder ihrer Abteilungen. z. B. 
aer Fachabteitungen. Die Frage der Zuständigkeit kann überhaupt 
nicht allgemein beantwortet werden. 

Die sachliche Zuständigkeit ergibt sich aus dem gesetzlichen Auf~ 
gabenkreis der Arbeitsnachweisämter und ihrer Abteilungen. 

Die örtliche Zuständigkeit kann nur von einzelnen Gesichtspunk~ 
ten aus beantwortet werden. Sie ist im Gesetz nicht geregelt. wohl 
aber in einzelnen Beziehungen in den Ausführungsbestimmungen. 

- So dürfen nach der Verordnung des Präsidenten der Reichs'" 
arbeitserwaltung über die Anwerbung und Vermittlung ausländischer 
Landarbeiter vom 19. Oktober 1922 ausländische Arbeiter. die für diG 
Arbeit in der Landwirtschaft legitimiert sind, in nicht landwirtschaft­
liche Betriebe nur mit besonderer Zustimmung des für die neue Ar­
beitsstelle zuständigen Landesamts für Arbeitsvermittlung vermittelt 
werden. 

Nach den Vorschriften über die Meldung bei Streiks und Aus~ 
sperrungen vom 17. November 1922 muß der Arbeitgeber die vorge-' 
schriebene Meldung demjenigen öffentlichen Arbeitsnachweis maChen. 
in dessen Bezirk der betroffene Betrieb oder Betriebsteil liegt. 

In § 49 des Arbeits]1achweisgesetzes kann durch den Reichs.< 
arbeitsminister eine Meldung der offenen Stellen an den "zuständigen 
Arbeitsnachweis" vorgeschrieben werden. ohne daß das Gesetz be­
stimmt, wonach die Frage der Zuständigkeit sich regelt. 

Für die Vermittlung muß im allgemeinen derjenige Arbeitsnach­
weis zuständig sein, der von irgendeiner Person, Arbeitgeber oder' 
Arbeitnehmer, angerufen wird. Der Sitz des Betriebes kann nicht 
maßgebend sein, weil doch die Freizügigkeit der Arbeiter nicht noclt 
mehr unterbunden werden soll, als dies durch die Ungunst der Ver­
hältnisse gegenwärtig schon der Fall ist. Auch der Arbeitgeber muß 
in der Lage sein. die Arbeiter da herzuholen, wo er sie findet. Im 
übrigen werden die Arbeitnehmer ja nicht immer für feststehende 
Betriebe oder für die Beschäftigung an einem bestimmten Ort geJ 

sucht, . z. B. Außenmonteure. Reisende u. a. . Auch ausländische ArJ 

beitgeber suchen deutsche Arbeiter zur Beschäftigung im Auslande, 
nürch den sogenannten Stel1enausgleich allein lassen sich diese Dinge 
nicht meistßrn. Gewiß soll kein Arbeitsnachweis dem andern Ar­
beiter oder Stellen abtreiben. Wie weit sich aber die Tätigkeit eines 
Arbeitsnachweises auf seinen örtlichen Bezirk zu. beschränken hat, 
ist wesentlich eine Frage der praktischen Uebung .und des Taktes. 
Bestimmte Regeln bestehen dafür noch nicht. Wenn es zulässig sein 
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I sollte - und das ist der Pali -, daß der Arbeitsnachweis sich zur 
Ud nte~tilk'tlzung ~ei~! Tbäti1gkeit deds ~ehitll~nhgSinSMerats bedienen dari.1 
er ~,e ame In Llsen amen 'un a n IC er ittel. so läßt sich 

seine Tätigkeit nicht unbedingt an einen räumlichen Bezirk binden. 
,Es ist auch nicht möglich, den Wohnsitz, Aufenthalts- oder Beschäi­
tigungsort der Arbeitsuchenden zusammenzulegen, schon weil dies zu 
einer lästigen und überflüssigen polizeilichen Nachforschung dieser 
Verhältnisse führen würde. Wer Arbeit oder Arbeiter bei einen, 
öffentlichen Arbeitsnachweis sucht, muß von dem ArbeitsnachweL, I 

bedient werden, soweit er dazu in der Lage ist, es sei denn, daß eil' I 

anderer Arbeitsnachweis bekanntermaßen hiezu besser in der Lage ist. . 
Dann wird der angerufene Arbeitsnachweis' mindestens dazu behilf- . :. 
/ich sein müssen, daß. der Antragsteller an den aus praktischen Grün::­
den richtigen Arbeitsnachweis herankommt. 

Auch die berufliche Preizügigkeit darf nicht unterbunden werd:~ 
eine Pachabteilung muß zwar den ungelernten oder unausgelernten 
Arbeiter auf die Schwierigkeit seiner Unterbringung aufmerksam 
machen, auch bei einem Vermittlungsversuch der Vertragsgegner auf 
die fehlenden beruflichen Eigenschaften hinweisen; wenn aber der 
Arbeitsuchende trotzdem bei seinem Verlangen verharrt. kann die 
Tätigkeit der Pachabteilung nicht I e d i gl ich wegen der fehlenden 
beruflichen Eigenschaften abgelehnt werden. 

9) Bescbwerdeverfahren. 

Das fachliche Beschwerderecht, das heißt die Beschwerde. die 
sich auf die dem Arbeitsnachweis eigentümliche Tätigkeit, seine Ge- - . 
schäftsführung bezieht, ist in §§ 50-53 des Arbeitsnachweisgesetzes 
geregelt. Damit sind aber die auf dem Gebiete des Arbeitsnach­
weises möglichen Beschwerden nicht erschöpft. Man muß vielmehr 
unterscheiden 

• I 
I 
! 

! • 

a) die Verwaltungsbeschwerde. die sich gegen die Verwaltungs­
tätigkeit des Arbeitsnachweises oder seiner Organe richtet. die sich 
aber auch auf Fragen der Geschäftsführung beziehen kann. Sie ist 
allein zulässig, soweit die Tätigkeit solcher Instanzen in Betracht 
kommt. die zwar auch mit dem Arbeitsnachweis zu tun haben, die 
aber nicht zu den durch das Arbeitsnachweisgesetz geschaffenen Be­
hörden, Arbeitsnachweisämtern, gehören, z. B. die Gemeindebehörden, 
die bei der Errichtung des Arbeitsnachweises, der Peststellung seines 
Haushalts, der Anstellung der. Beamten. der Stellung von Räumen 
und dergleichen entscheidend mitwirken; 

! 
- I 

b) die in den §§ 50-53 des Arbeitsnachweisgesetzesgeregelte 
ßesch.werde. 

3. Die per;;önliche dienstliche Beschwerde über Beamte und An­
gestellte des Arbeitsnachweises, wofür, soweit es sich. um Beamte 
!:andelt, die Diszip!inarsgesetze in Prage kommen. 

I · . 

, 
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Das im Arbeitsnachweisgesetz geregelte zu 2. erwähnte Be­
schwerdeverfahren sieht folgende Beschwerden vor: 

1. den Einspruch gegen Entscheidungen des Vorsitzenden des 
Arbeitsnachweises beim Verwaltungsausschuß oder Fachausschuß. Die 
Entscheidung ist endgültig, doch ist der Vorsitzende bere_chtigt. inner­
halb zweier Wochen, die Entscheidung des Verwaltungsausschusses 

I{Fachausschusses) des Landesamtes anzurufen. 
;> 2. Gegen die Entscheidung des Verwaltungsausschusses bezw. 
IFachausschusses eines Arbeitsnachweises, die meist auf Einspruch er-
gangen ist, ist Beschwerde an den Verwaltungs ausschuß bezw. Fach­
ausschuß des Landesamtes zulässig.· 

3. Gegen die Entscheidungen des Vorsitzenden. und soweit sie 
nicht auf Einspruch ergangen sind. des Verwaltungs- oder Fachaus­
QBhusses des Landesamtes. gehen die Beschwerden entsprechend an 
den Verwaltungs- bezw. Fachausschuß des Landesamtes bezw. an den 
Verwaltungsrat des Reichsamts. 

4. Gegen die Entscheidungen der Fachausschüsse beim Reichsamt. 
die nicht auf Beschwerde ergangen sind, ist Einspruch beim Verwal­
tungsrat des Reichsamts zulässig. 

10) Besondere Arten der öffentlichen Vermittlung, 
Besondere Arten der öffentlichen Vermittlung sind 
a) die Fachvermittlung §§ 32-38 des Arbeitsnachweisgesetzes 

einschließlich der Angestelltenvermittlung, 
b) die Erwerbsbeschränktenvermittlung verbunden mit der Er-

i· werbsbeschränktenfürson;e, 
c) die WanderarbeitervermittIung und Fürsorge, 
d) die Lehrstellenvermittlung, 
e) die Ausländervermittlung. 
a) Die Pachvermittlung bezieht sich auf die Besetzung solcher 

Stellen. welche eine gewisse besondere Eignung oder Vorbildung des 
Bewerbers erfordern. Der Fachvermittlung gleichgestellt wird die 
Vermittlung von Angestellten, d. h. von Arbeitnehmern. für die nach 
der - keineswegs zutreffenden - Anschauung in höherem Maße eine 
geistige Tätigkeit in Frage kommt - Kopfarbeiter im Gegensatz zu 
den Handarbeitern -, bel denen jedenfalls neben der oft nicht ge­
ringeren vielfach sogar größeren geistigen Tätigkeit eine erhebliche 
körperliche Kraftanstrengung und Geschicklichkeit in Frage kommt. 

In erster Linie kommen für die Fachvermittlung diejenigen Ar­
beiter in Frage, welche eine Lehre durchgemacht haben. Gesellen. 
Der Pachvermittlung unterliegen aber auch die angelernten Arbeiter. 
welche ohne eine Lehre genossen zu haben. durch längere Tätigkeit 
in einem bestimmten Fach sich gewisse Pähigkeiten angeeIgnet haben 
lind sich deshalb beruflich als Angehörige dieses Faches fühlen. 
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Insbesondere gehören zu den Facharbeitern auch die tlausgehiJ­
fen, auch wenn sie nicht in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen 
sind und die landwirtschaftlichen Arbeiter. 

Eine besondere R.egelung hat· die Vermittlung der Seeleute ge­
funden. 

Die Angehörigen der einzelnen Industriezweige und deren wirt-
schaftliche Verbände haben die Neigung, in den Bereich ihrer Fach­I arbeitsnachweise alle Arbeitnehmer einzubeziehen, welche einem be­

l stimmten Industriezweige, z. B. der tlolz-, Metall-, Textilindustrie I angehören, auch wenn sie in diesem Industriezweige nur Neben-

J

! arbeiten verrichten, z. B. Tischler, welche tlolzmöbel in einer Metall­
. warenfabrik herstellen, Metallarbeiter, welche die metallenen Be­
schläge in einer Tischlerei bearbeiten oder anbringen. Auch die un­
gelernten Arbeiter, welche in einem Industriezweige arbeiten, Traiis:' 
pörf~rrbeiter, Packer, Kutscher und die Angestellten sucht man dem 
PaclJarbeitsnachweise dieser Industriezweige einzuverleiben. Das Ge­
setz gibt eine Begriffsbestimmung für die Facharbeitsnachweise nicht. 
Die Begriffsbestimmung muß daher der praktischen Entwicklung über­
lassen bleiben, die einer derartigen Erweiterung des Fachbegriffes 
zuneigt. Aufgabe der Satzungen und Geschäftsordnungen wird es 
aber sein, zur Vermeidung von Reibungen zwischen den einzelnen, 
nach dem Gesetz sehr selbständigen Facharbeitsnachweisen, im ein­
zelnen Fall den Geschäftsbereich der Facharbeitsnachweise genau 
abzugrenzen, auch gegenüber dem allgemeinen Arbeitsnachweis. 

Insbesondere muß auch der Uebertritt eines Facharbeiters zu 
einem anderen Fach oder zum allgemeinen Arbeitsnachweis. nament­

, lieh in Zeiten der Arbeitsknappheit und der Rücktritt zu seinem frühe­
i ren Beruf Keregelt werden, und es muß verhindert werden, daß die 
. Einrichtung der Facharbeitsnachweise für die Arbeiter zu einem die 

Freiheit der Arbeit bedrückenden Zunftzwange ausartet. 
Die einzelnen Berufe und Wirtschaftszweige pflegen die Ange­

legenheiten ihrer Fachvermittlung durch Tarifverträge zu regeln. Das 
öffentliche R.echt des Arbeitsnachweises kann dadurch nicht bindend 
beeinflußt werden. Die Facharbeitsnachweise sind nur an das Gesetz, 
ihre Satzungen und die Beschlüsse und Verordnungen der Arbeits­
nachweisämter und -körperschaften gebunden, eventuell auch der 
sonstigen für den Arbeitsnachweis maßgebenden Behörden und Kör­
perschaften. 

Die Tarifvertragsparteien sind bei der Benutzung des öffentlichen 
Arbeitsnachweises an ihre Tarifverträge gebunden, ~oweit die Tarif­
vertragsbestimmungen nicht gegen zwingende Bestimmungen des Ar­
beitsnachweisrechtes verstoßen. 

Den Arbeitsnachweisämtern wird aber auf das dringendste zu 
empfehlen sein, sich nach Möglichkeit den Bestimmungen der Tarif­
verträge anzupassen, denn die Tarifverträge bedeuten eine von 
Reichswegen geförderte private Regelung der gegenseitigen Be-
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ziehungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Die Durchführung 
dieser Regelung soll daher durch die Arbeitsnachweisämter nicht ver­
hindert oder gehemmt, sondern nach Möglichkeit gefördert werden. 
Ist doch der Arbeitsnachweis eines der wirksamsten Mittel zur Durch­
führung der Tarifverträge. Andererseits soll der öffentliche Arbeits­
nachweis aber auch nicht solche Berufe. die sich für ,allgemeine Tarif­
verträge noch nicht eignen, nicht zur Anerkennung von Tarifver­
trägen einzelner Gruppen zu zwingen versuchen. 

Im einzelnen ist zur fachvermittlung einiger Berufe folgendes zu 
bemerken: 

Die geistigen Berufe entbehren vielfach noch einer durchgebilde­
ten Organisation. Die Durchbildung geeigneter formen für derartige 
Organisq.tionen ist auch noch nicht überall gefunden worden. :Eine 
Uebertragung der formen der Arbeitermassenorganisationen würde 
vielfach zu einer Unterdrückung und Hemmung der wertvollsten :Ele­
mente mancher geistiger Berufe zum Nachteil der Allgemeinheit 
führen und auch an der Ablehnung der Angehörigen dieser Berufe 
scheitern. Gleichwohl darf der Arbeitsnachweis seine Iiilfe bei der 
Unterbringung dieser Personen nicht versagen. 

für die geistigen Arbeiter sind gemäß § 32 Abteilungen für An­
gestellte zu bilden, die wiederum eine weitere fachliche Gliederung 
~ B. in kaufmännische. technische und Büroangeste1lte erfahren 
können.2B) 

Einzelne fächer bilden scharf abgegrenzte Gebiete gegenüber 
anderen Gruppen dergestalt, daß Angestellte und Arbeiter dieser 
Fächer ein unteilbares Ganzes gegenüber anderen Gruppen bilden. 
Ich denke hier an Theater. filmindustrie. Musiker. Krankenpflege. 
vielleicht auch die Landwirtschaft. 

Alle diese Fächer umfassen die verschiedensten Gruppen von Ar­
beitnehmern .. neben geistigen Arbeitern, z. B. Schauspieler. Musiker 
höheren Grades, vorgebildeten Krankenpflegern, Güterbeamten, ge­
wöhnlichen Handarbeitern, gelernten und ungelernten. oder Studen­
ten aller Art. 

Der Zusammenschluß einer dieser Gruppen mit irgend einer an­
deren Fachabteilung wäre ebenso eine Unmöglichkeit. wie eine Zer­
reißung dieser einzelnen Gruppen, zumal dann die abgesplitterten Teife 
fiir sich nicht lebensfähig bleiben. Man muß also nach Bedarf beson­
dereFachabteiIungen für Theater, Musik (Konzert). Filmindustrie, 
Krankenpflege, Landwirtschaft eventuen mit Gärtnerei, auch für den 
Bergbau bilden. Für die Seeschiffahrt sind besondere Arbeitsnach­
weise. seemännische Heuerstellen, in § 47 gemäß dem in Genua am 
15. Juni 1920 getroffenen Abkommen einzurichten. 

für die Filmindustrie kommt eine weitgehende Individualisierung 
und ein häufiger Wechsel des Personals, sowie vielfach gleichzeitig 

"'1 $. auch Kummerow Lüttgens, Arbeilsnachwelsli\'esetz, S. 88. 
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nebeneinanderlaufende Arbeitsverträge mit verschiedenen Arbeit­
nehmern in Betracht. 

Bei der Krankenpflege handelt es sich auf Arbeitgeberseite um die 
verschiedensten Gruppen: gewerbliche, öffentliche, wissenschaftlich 
gemeinnützjge Anstalten, Aerzte und Privatpersonen, Privathaushal­
tungen, dauernde und vorübergehende SteHen. Dabei sind insbeson­
dere die religiösen Anstalten von größter Bedeutung. Auf Arbelt-

, nehmerseite handelt es sich ebenfalls um zahlreiche Gruppen: höheres 
und niederes Personal, Krankenpfleger mit hochwertiger Berufsaus­
bildung und Krankenwärter und anderes liilfspersonal. Neben ge­
werblichem Personal kommt in hohem Maße unentgeltlich arbeitendes 
Personal, Diakonissen, Ordensschwestern und Brüder in Frage. Die 
freiwillige Liebestätigkeit darf ohne schweren Schaden für die Ge­
samtheit hier nicht ausgeschaltet werden. Unter diesen Umständen ' 
erfordert die Bildung einer Fachabteilung für die Krankenpflege ein 
außerordentliches Verständnis für diesen lebenswichtigen Berufszweig 
und ein diplomatisches Geschick und Taktgefühl, um die verschieden­
sten Zweige und Ausstrahlungen des Krankenpflegeberufs zusammen­
zufassen. Gerl1.de in der ietzigen Zeit ist aber eine Zusammenfassung 
zu einheitlicher Arbeit unter Wahrung der Eigenart der einzelnen 
Gruppen dringend notwendig. 29) 

Die tl ei m a rb e i t er sind ebenso wenig, wie die Iieimarbeitcr 
beschäftigenden Arbeitgeber mit dem Arbeitsnachweis vertraut. Schon 
um die dieser Vertragsform sich bedienenden Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer an den Arbeitsnachweis heranzubringen, würde sich eine be­
sondere FachabteUung für Iieimarbeit empfehlen, was nicht aus­
schließt, daß auch andere Fachabteilungen sich unter Umständen mit 
der Vermittlung von Heimarbeitern befassen. Besondere Aufmerk­
samkeit muß auf die Grenzfälle zwischen Heimarbeit und selbstän­
diger tleimindustrie gelegt werden, die zum selbständigen Unter­
nehmertum zu rechnen ist, und daher nicht durch den Arbeitsnach­
weis zu vermitteln ist. Auch geistige Arbeit wird vielfach in Form der 
Heimarbeit verrichtet. Iiierzu gehören aber nicht die sogenannten 
"verlagsmäßigen" tleimarbeiter, die einen Verlagsvertrag mit einem 
Verleger, Buchhändler schließen. Iiierbei ist lierr des Geschäfts de· 
Schriftsteller und Ausführender der Verleger. Ein Arbeitsvertrag liegt 
in diesem Falle nicht vor und würde de11 Schriftsteller meist in eine 
schiefe, für ihn keineswegs günstige Lage bringen. Der Arbeitsnach­
weis hat also auch mit diesen Fällen nichts zu tun, wenigstens nicht 
fUr die R.egel. Einige Grenzfälle kann man ausnahmsweise zum Ar­
beitsvertrag rechnen. Auch das besondere Recht der lieimarbeiter 
rechtfertigt ihre Aussonderung aus den übrigen Gruppen, insbesondere 
den Gebieten der Facharbeitsnachweise. In manchen Gegenden, in 
denen ganze Industriezweige in der Form der lieimarbeit ausschließ-

H} Bisher ist, soweit bekannt, nur in BerUn ein Versuch mit einer Krankenpflege-
abteilung gemacht, worden. .. . 
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lieh oder überwiegend arbeiten, würde der betreffende Facharbeits­
nachweis sich von vornherein mit einem entsprechenden Industrie­
facharbeitsnachweis decken. 

Auch der Hausgehilfenarbeitsnachweis rechnet zu den Fach­
arbeitsnachweisen (§ 7 Abs. 4). Die Haus gehilfen sind überwiegend 
nicht gelernte Arbeiter, wenngleich die Hauswirtschaft besonders 
vielseitige und wichtige Kenntnisse und Fertigkeiten erfordert. Tm 
Sinne des Arbeitsnachweises wird man auch die nicht in die häus­
liche Gemeinschaft aufgenommenen in der Haus\',:irtschaft tätigen 
Personen der Fachabteilung für Hausgehilfen eingliedern müssen. 
Dahin gehören Aufwärterinnen, Reinmachefrauen. Näherinnen u. ä. 
Hausgehilfen sind sowohl weibliche wie männliche Arbeitnehmer, 
z. B. Gärtner, Pförtner, Kutscher, Chauffeure, Diener. Grenzfälle sind 
die teils im Haushalt teils im Gewerbe beschäftigten Personen. z. B. 
Dienstmädchen in Pensionaten, Gast- und Schankwirtschaften, Bäcke­
reien und Schlächtereien, auch in der Landwirtschaft. 

Die tI aus wir t s c ha f t ist äußerst vielgestaltig und hängt von 
den verschiedenen Sitten und Gebräuchen in einzelnen Landesteilen 
ab. Sie kann daher nicht reglementiert werden und ist auch Tarif­
verträgen schwer zugängig. Gleichwohl ist eine geschickte Mit­
wirkung des Arbeitsnachweises unter Schonung der Bedürfnisse des· 
Familienlebens erwünscht. 

Die Landwirtschaft ist nicht minder vielgestaltig und van Sitten 
und Gewohnheiten abhängig, die besonders durch die natiirlichen Ver­
hältnisse dieses Erwerbszweiges bedingt werden. Die Landwirtschaft 
geht vielfach in die Hauswirtschaft über und ist unter kleinen Ver­
hältnissen oft mit der Hauswirtschaft identisch. Das Tarifwesen ist 
aber ·für die Landarbeiter bereits hoch entwickelt und bietet daher 
den landwirtschaftlichen Fachabteilungen einen Anhalt fiir die Ver­
mittlung. 

b) Ethische und wirtschaftliche Gründe haben in den letzten Jahren 
die Aufmerksamkeit der Arbeitsnachweise auf die Beschäftigung der 
Erwerbsbeschränkten gelenkt. Die lediglich unterstützende Armen­
pflege führt oft zn einer Entsittlichung der unterstützten Personen, 
die gemeinschädliche Folgen hat. Dagegen wirkt die Arbeit in der 
Regel sittlich erhebend, indem sie dem Arbeiter das Gefühl eines 
höheren Wertes und der Gleichberechtigung mit seinen Mitmenschen 
verleiht, selbst wenn der Wert dieser Arbeit infolge geistiger oder 
körpcrli"her Schwäche oder aus anderen Gründen uur ein geringer 
ist. Jedenfalls wird die Arbeit auch des Schwachen immer noch einen 
wirtschaftlichen Wert haben und in der heutigen Zeit unserer wirt­
schaftlichen Verarmung muß daher jede Arbeitskraft, auch die des 
Schwachen und daher Erwerbsbeschränkten ausgenützt werden. 

Die Auswertung der Arbeitskraft ist aber bei vielen Erwerhs­
beschränkten nicht mög-Iich ahne eine besondere Unterstiitzung ader 
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fürsorge, da der Arbeitslohn allein nicht ausreicht. um den Unterhalt 
des Erwerbsbeschränkten zu bestreiten, und da manche Erwerbs­
beschränkte infolge geistiger oder körperlicher Gebrechen, Blinde, 
Taube, Taubstumme eines gewissen behördlichen Schutzes. nament­
lich bei Wahrnehmung ihrer Rechte, bedürfen. Alle diese Aufgaben 
fallen in den Bereich der Armenpflege. Sie hängen aber so eng mit 
der Arbeitsvermittlung des Erwerbsbeschränkten zusammen, so daß 
sich aus diesem Grunde eine Verbindung der Erwerbsbeschränkten­
vermittlung und der Erwerbsbeschränktenfürsorge empfiehlt. Daher 
ist in § 2 des Gesetzes vorgeschrieben. daß der Reichsarbeitsminister 
die Mitarbeit bei der Erwerbsbeschränktenfürsorge auf die Arbeits­
nachweisämter übertragen kann. In gleicher Lage, wie die Erwerbs­
beschränkten, befindet sich ein großer Teil der Kriegsbeschädigten. 
Die Vermittlung Erwerbsbeschränkter - auch wenn die Beschädi­
gung nicht durch den Krieg verursacht ist - ist aber n8ch dem 
Gesetz vom 6. 4. 20/12. 1. 23 über die Beschäftigung Schwerbeschädig­
ter der Kriegsbeschädigtenfürsorge übertragen worden. Leichtbe­
schädigte, die auch erwerbsbes.chränkt sein können, sind aber durch 
den Arbeitsnachweis zu vermitteln. Auch die Mitwirkung bei der 
Wandererfürsorge kann nach § 2 des Arbeitsnachweisgesetzes den 
Arbeitsnachweisämter übertragen werden. Es handelt sich dabei um 
Pers.onen, welche ihren Aufenthaltsort wechseln, um an einem ande­
ren Orte Beschäftigung zu finden. Durch Landesgesetze (z. B. das 
preußische Gesetz über Wandererarbeitsstätten vom 29. 6. 1907) ist 
die Wandererfürsorge geregelt.") . Mit der Wandererfürsorge hängt 
auch das Herbergswesen zusammen. 

c) Die Anwerbung und Vermittlung von Arbeitnehmern nach dem 
Auslande wird, soweit sie nicht nach anderen Bestimmungen verboten 
ist, vom Reichsarbeitsministerium und Reichsministerium des Innern 
gemeinschaftlich nach Anhörung des Verwaltungsrats des Reichs­
arbeitsamts geregelt. Durch diese Regelung kann insbesondere die 

. gewerbsmäßige Stellenvermittlung verboten und die nichtgewerbs­
mäßige Stellenvermittlung von einer besonderen Erlaubnis abhängig 
gemacht werden. Wer den erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnisstrafe bis zu sechs Monaten bestraft. 

Die Re g e lu n g und U e b e r w ach u n g der An wer b u 11 g, 
Ver mit t I u n g und B e s c h ä f ti gun gau s I ä n d. Ar bei t n e h­
m erliegt dem Reichsamt für Arbeitsverm. im Einvernehmen mit der 
obersten Landesbehörde ob. Auf Grund des § 26 hat das Reichsamt 
unter dem 2. 1. 1923 eine Verordn. über die Einstellung und Beschäfti­
gung ausländischer Arbeiter erlassen. (Abgedruckt im Reichsanzeiger 
Nr. 3 vom 5. 1. 1923 und Reichsarbeitsblatt 1923 Nr. 2 S. 43 ~f.) Da­
nach dürfen ausländische Arbeiter nur in Arbeitsstellen eingestellt 

10) Vergl. we2en der Erwerbsbeschränkten- und Wanderervermittlung, WölbliolI •. 
Der Arbeitsnachweis S. 134, 162, 17, 78, 78. 101. 
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oder beschäftigt werden, für die das Lal1desamt oder die von ihm 
heauftragte Stelle die Beschäftigung ausländischer Arbeiter genehmigt 
hat. Ausländische Arbeiter. die vom Ausland zureisen, dürfen in eine 
nach§ 1 für ausländische Arbeiter freüregcbene Arbeitsstelle nur ein­
gestellt werden, wenn sie sich im Besitze eines im Orenzamt der 
Deutschen Arbeiterzentrale auf die Arbeitsstelle lautenden Arbeits­
ausweises oder eines mit Einreisesichtvermerk versehenen Passes be­
finden. Diejenigen ausländischen Arbeiter, die sich bereits im Inland 
befinden und schon als Arbeiter heschäftigt waren. dürfen in eine 
neue nach § 1 für ausländische Arbeiter freigegebene Arbeitsstelle 
nur eingestellt werden, wenn· sie sich im Besitz einer Legitimations­
karte der Deutschen Arbeiterzentrale befinden. Auswärtige land­
wirtschaftliche Arbeiter dürfen in nicht landwirtschaftliche Betriebe 
nur mit besonderer Zustimmung des zuständigen Landesamts für Ar­
beitsvermittlung vermittelt werden. Wer auswärtige Arbeiter be­
schäftigen will, hat die Genehmigung hierzu bei dem öffentlichen Ar­
beitsnachweis zu beantragen. 

11) Die Kosten der Arbeitsnachweisämter. 
Bis zum Inkrafttreten eines besonderen Gesetzes sollen die 

Kosten der öffentlichen Arbeitsnachweise durch die Errichtungs­
g-emeinden, die Kosten der Landesämter durch die Länder oder die 
von den obersten Landesbehörden bestimmten Verwaltungsbezirke 
oder Oemeindeverbände (denen Berlin zwar nicht durch das Gesetz, 
~ber durch die Praxis gleichgestellt worden ist) für das Reichsamt 
durch das Reich aufgebracht werden. Soweit für mehrere Länder 
gemeinsame Arbeitsnachweisämter errichtet werden. bestimmt der 
Reichsarbeitsminister im Benehmen mit den beteiligten obersten Lan­
desbehörden die Kostenverteilung. Das Reich leistet zu den not­
wen d i gell Kosten der Landesämter Zuschüsse. Das Reich leIstet 
ferner angemessene Beihilfen zu den Kosten der öffentlichen Arbeits­
nachweise. 

t 2) Andere nlclttgewerbsmäßlge Arbeitsnachweise. 

Das Arbeitsnachweisgesetz umfaßt nicht nur die öffentlichen Ar­
beitsnachweise im Sinne des Gesetzes, sondern auch alle anderen 
nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweise, mögen sie nun von einer 
öffentlichen Korporation unterhalten oder unterstützt werden oder 
ledIglich von einem privaten Träger unterhalten werden. Private, 
nicht gewerbsmäßige Arbeitsnachweise können, auch sofern der Ver­
waltungsausschuß der Landesämter oder der Verwaltungsrat des 
Reichsamts dies zuläßt, neu errichtet oder sofern sie in öffentliche 
Arbeitsnachweise überführt waren, in ihrer Selbständigkeit wieder 
hergestellt werden. Die Zulassung muß erfolgen. wenn ein privater 
Arbeitsnachweis voraussichtlich zweckmäßiger sein würde, als ein 
öffentlicher (§ 46). Andererseits kann aber auch ein nichtgewerbs-
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mäßiger Arbeitsnachweis auf Antrag seines Trägers oder wenn er 
dauernd den gesetzlichen Anforderungen nicht entspricht oder be­
deutungslos ist, durch das Landesamt für Arbeitsvermittlung in einen 
öffentlichen Arbeitsnachweis umgewandelt werden. Das Landesamt 
kann in diesem Falle auch die Schließung des Arbeitsnachweises beim 
Reichsamt beantragen. Sofern der Arbeitsnachweis der unmittel­
baren Aufsicht des Reichsamtes untersteht. kann dieses die Deber­
führung oder Schließung von sich aus anordnen. 

Die nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise. die nicht Arbeits­
nachweisämter sind, unterstehen der Aufsicht der Landesämter. und 
wenn ihre Tätigkeit über deren Bezirk hinausreicht, des Reichsamtes, 
sofern dieses nicht ein Landesamt für die Aufsicht bestimmt. 

Auch für die nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweise gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über die Vermittlungstätigkeit im allge­
meinen. So sind auch sie verpflichtet, unparteiisch zu vermitteln. 
und zwar weibliche Personen tunlichst durch weibliche Angestellte. 
Es ist auch ihnen untersagt, Arbeitnehmer zum Zweck der Nicht­
einstellung ungünstig zu kennzeichnen. Sie dürfen auch llichtnach 
der Zugehörigkeit zu einer Vereinigung fragen. Von diesem Verbote 
sind Arbeitnehmernachweise ausgenommen, die nur an die Mitglieder 
der den Arbeitsnachweis unterhaltenden wirtschaftlichen Vereinigung 
vermitteln. Hinsichtlich der Berücksichtigung der Tarifverträge stehen 
die nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise den öffentlichen Arbeits­
nachweisen gleich. Die Anzeigepflicht bei Streiks und Aussperrungen 
bezieht sich aber nur auf öffentliche Arbeitsnachweise. Auch hin­
sichtlich der Verpflichtung zur Auskunft über die Besonderheiten 
öffentlicher Stellen und besondere Eigenschaften der Arbeitsuchenden 
gelten die Vorschriften für die öffentlichen Arbeitsnachweise ent­
sprechend. 

Das Reichsamt und mit seiner Zustimmung die Landesämter 
können über Errichtung und Betrieb der nichtgewerbsmäßigen Ar­
beitsnachweise weitere Vorschriften erlassen. 

Grundsätzlich ist also die Konkurrenz privater nicht gewerbs­
mäßiger Arbeitsnachweise zugelassen. Das Gesetz gibt aber aus­
reichende Handhaben, um ein den Zweck der öffentlichen Arbeits­
vermittlung zuwiderlaufendes Gebaren der privaten Arbeitsnachweise 
zu unterbinden. Deshalb werden diese Arbeitsnachweise künftig nur 
soweit lebensfähig sein, als sie die öffentliche Arbeitsvermittlung im 
Geiste des Arbeitsnachweisgesetzes ergänzen und unterstützen. Das 
ist umso mehr zU erwarten, als Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich 
durch das bekannte Abkommen vom 15. November 1918 auf die pari­
tätische Arbeitsvermittlung, also auf die auch für die öffentlichen 
Arbeitsnachweise vorgeschriebene Grundform der Verwaltung ge­
einigt haben.lO

) 

BI) Ueber die tatsächlichen und rechtliche .. Verhältnisse der nicht gewerbsmllssigen 
Stel1enl'ermittlung vera-L Wölbling. Der Arbeitsnachweis, S, 71-122. 
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13) Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 
Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung ist durch das Stellenver· 

mittlergesetz vom 2. 6. 1910 geregelt.&!) Das Gesetz gilt noch. soweit 
das Arbeitsnachweisgesetz ihm nicht entgegensteht. Das Arbeitsnach­
weisgesetz verbietet die Brteihmg einer neuen Brlaubnis zum Ge~ 
werbebetriebe eines Stellenvermittlers und hebt diese Vermittlungs~ 
art mit dem 1. Januar 1930 überhaupt auf. und zwar gegen eine durch 
ein besonderes Gesetz zu bestimmende Entschädigung an diejenigen 
Stellenvermittler , die dann das Gewerbe noch mindestens seit dem 
2. Juni 1910 allsüben. Der Gewerbebetrieb der Stellenvermittler unter­
steht der fachlichen Aufsicht der Arbeitsnachweisämter. 13) Daneben 
bleibt die gewerbepolizeiliche Aufsicht bestehen. Als gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung gilt auch die gewerbsmäßige Herausgabe von Stel'; 
lenlisten einschließ!. ihnen gleichzuachtender Sonderdrucke aus perio­
dischen Druckschriften. Dagegen werden Zeitungen. Zeitschriften. 
Fachblätter oder ähnliche periodisch erscheinende Druckschriften von 
der Bestimmung des § 48 des Arbeitsnachweisgesetzes nicht betroffen, 

Als gewerbsmäßige Stellenvermittlung gilt ferner die Zuweisung· 
von Arbeitnehmern. deren Arbeitskraft der Zuweisende gewerbsmäßig 
dritten Personen für vorübergehende Beschäftigung zur Verfügung 
stellt. ohne selbst die Ausrüstung mit den erforderlichen Werkzeugen 
und die sozialen Versichenmgslasten des Arbeitgebers für die ver .. 
mittelten Personen zu übernehmen. 

14) Strafbestimmungen. \ 
Die Durchführung des Arbeitsnachweisgesetzes ist durch eine \ 

Reihe von ~tr<!fJw.stbnlP~~p, enthalten in den §§ 54-58, 60, 69, ge- . 
sichert. Die Strafen bestenen in Geldstrafen. z. T. wahlweise mit 
Gefängnis, im Unvermögensfall wird Haft angedroht. Die wichtigste 
Strafbestimmung richtet sich gegen die Zuwiderhandlung gegen die 
Auskunftspflicht der wirtschaftlichen Vereinigungen und anderer mit 
der Arbeiterfürs.orge betrauten Stellen über die Lage des Arbeits­
marktes (§ 26) und über Arbeitsbedingungen. Ausstände und Aus­
sperrungen sowie die Mitgliederbewegung der Vereinigungen von Ar­
beitgebern und Arbeitnehmern, sowie der Anzeigepflicht in bezug auf 
Aussperrungen und Ausstände (§ 42. I.). 

15) VerwaltungshiUe der Behörden. 
Alle Behörden sind innerhalb ihrer Zuständigkeit verpflichtet. den 

im Vollzuge des Arbeitsnachweisgesetzes an sie gerichteten Ansuchen 
") Abgedruckt bei Wölbling, Commentar S. 108. Arbeitsnachweis S. 54 ff. 
") Allgemeine Bestimmungen über die Durchführung der den Arbeitsnachweis­

~mtern übertragenen. Aufsicht über die gewerbsmässige. Stellenvermittlung vom 
28. ~pril 1923, abgedrucJ.:t bei WölbUng, Commentar.S. 164, f.; ferner allgemeine 
Bestimmungen über die Pflicht der gewerbsrnllSsigeil Stellenvermittler zur Bericht­
erstattung vom 23. April 1928, abgedruckt ebenda S. 161. 
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der Arbeitsnachweisämter zu entsprechen. Die gleiche Verpflichtmw' 
liegt den Arbeitsnachweisämtern untereinander ob. 

Die oberste Landesbehörde, bei gemeinsamen Aemtern mehrerer 
Länder und beim Reichsamt der Reichsarbeitsminister können bestim_ 
men, inwieweit die durch Erfüllung dieser Verpflichtung entstehenden 
Kosten von den ersuchenden Aemtern zu erstatten sind. 

111. Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung. 
. . 

1. Der L ehr ver t rag bezweckt die Ausbjldung und Vorberei­
tung der Lehrlinge filr ein bestimmtes Gewerbe. Dabei ist der Begriff 
des Gewerbes im weiteren Sinne als dauernde Ausübung einer Tätig­
keit für Zwecke des Gewerbes aufzufassen. Der Lehrvertrag ist nicht 
ein Arbeitsverhältnis i. S. des Arbeitsnachw€isgesetzes, welches ledig. 
lieh den Vertrag im Auge hat, bei dem Arbeit gegen J3ntgelt auf Grund 
eines rechtlichen Ahhängigkeitsverhältnisses geleistet wird. Wenn 
man die Lehrtätigkeit des Ausbildenden als eine Arbeit ansehen will, 
so ist doch der Ausbildende nicht im Rechtssinn abhängig von dem 
Auszubildenden, dem Lehrling, sondern im Gegenteil, der Zweck der 
Ausbildung erfordert in noch weiterem Maße als bei einem Arbeit­
nehmer eine rechtliche Abhängigkeit und Unterordnung unter den 
Lehrherrn. Allerdings leistet der Lehrling dem Lehrherrn in der Regel 
auch Arbeit, die für .den Lehrh~rrn von Wert ist, aber wesentlich für 
den Lehrvertrag ist nicht diese Leistung von Arbeit. sondern nur die 
Ausbildung. Das Arbeitsnachweisgesetz stellt das Lehrverhältnis als 
.etwas Besonderes dem Arbeitsverhältnis gegenüber, reiht es also nicht e_ 

dem Begriff des Arbeitsverhältnisses ein, indem es von einerbeson­
deren Lehrstellenvermittlung spricht, auf welche die BestimmullJ:;en 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitsnachweis nicht ohne weiteres an­
zuwenden sind. 

Das Lehrverhältnis ist in verschiedenen Gesetzen, so z. B. in der 
Gewerbeordnung §§ 126-132 a*), im Handelsgesetzbych §§ 76-83""") 
besonders geregelt. Im übrigen finden auf das Lehrverhältnis die all­
gemeinen Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches Anwendung, 
auch wird man einzelne Bestimmungen über den Dienstvertrag (§§ 611 
bis 6.31) auf das Lehrverhältnis analog anwenden können. 

2. Die öffentlichen Arbeitsnachweise sind ermächtigt und ~önnen 
durch das Reichsamt fitr Arbeitsvermittlung oder die obersten Landes­
behörden verpflichtet werden, ihre Tätigkeit auch auf die Berufsbe~ 

*) Ver/<:l. v. Landmann. Kommentar. § 126 ff., v. Rohrscheidt. Kommentar, II. 
a7() f .• Schuh, Lehrvertrag, der, wie auch andere, den Lehrvertrag als Arbeitsvertral! 
ansieht. 

u) Diese Verpflichtung ist inzwischen durch die allgemeinen Bestirumnogeu 
der Re ichsarbeitsverwaltung IReich!amt tUr Arbeilsvermittlung) vom 12. 0.1928 lab­
gedIllckt bei WölbJing, Kommentar des Arbeitsoachweisgesetzes) ausgesprochen 
worden. 
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ratung und Lehrstellenvermittlung nach den vom Reichsamt im Em­
vernehmen mit seinem Verwaltungsrat erlassenen a1lgemeinen Be­
:stimmungen zu erstrecken.***) Eine ausschließliche Zuständigkeit der 
Arbeitsnachweise besteht für die Berufsberatung und Lehrstellenver­
mittlung nicht, sondern es können auch andere Behörden und private 
Einrichtungen sich mit diesen Aufgaben befassen. Aber auch sie unter­
stehen der Aufsicht des R.eichsamts für Arbeitsvermittlung. 

Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung; gehört insofern zur 
Z u s t ä n d i g k e i t der A r bei t s n ach w eis ä m t er, als dem 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung im Einvernehmen mit seinem Ver­
waltungsrat und nach Anhörttng der öffentlichen Hei"ufsvertretungen 
und wirtschaftlichen Vereinigungen die Aufstellung allgemeiner Grund­
sätze für die Berufsberatung und LehrstelIenvermittlung und im Ein­
vernehmen mit den obersten Landesbehörden die fachliche Aufsicht 
über alle (auch private) der Berufsberatung und Lehrstellenvermitt-

.lung dienenden Einrichtungen zusteht. Das Reichsamt kann auch (Hp 

Schließung von Einrichtun!l:en der Berufsberatung verlangen. Diese 
Befugnis steht ihm nur dann zu, falls durch beharrliches Zuwider­
handeln gegen die Grundsätze der Zweck der Berufsberatung und 
Lehrstelienvermittlung gefährdet wird. Das Reichsamt ist dabei an die 
Zustimmung seines Verwaltungsrats gebunden. Die Durchführung ist 
ausschließlich Sache der obersten Landesbehörden. 

3. Nach den all gern ein e n B es t i 111 m u n gen für die B e -
ruf s b e rat u n gun d L ehr s tell e n ver mit t 1 u n g vom 
12.5. 1923 hat die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung sich zu 
erstrecken auf 

a) die planmäßige Vorbereitung der Berufswahl Jugendlicher und 
die Aufklärung der Oeffentlichkeit über die Berufsfragen; . 

b) die Erteilung von R.at und Auskunft an nachsuchende Personen 
beiderlei Geschlechts in allen FäHen, welche die Berufswahl so­
wohl beim Eintritt in das Berufsleben, wie beim Berufswechsel 
lind die Berufsausbildung und -Fortbildung betreffen. Dabei ist 
eine Erfassung der den öffentlichen Arbeitsnachweis aufsuchen­
den JugendliChen unter 18 Jahren wünschenswert. 

e) den Nachweis von beruflichen Ausbildungsstätten; 
d) die Vermittlung in beruflich, sittlich und gesundheitlich einwand­

freie Anlern- und Lehrstellen. 
Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung kann sich er­

str..ecken auf die Mitwirkung bei der Verfolgung des beruflichen Ent­
wicklungsgans;es der beratenen und vermittelten Personen, soweit 
nicht andere Stellen dafür in Frage kommen . 

.... ) Vergl. SyruQ.. R~ichsarbeitsblatt 1922 S. 541. Ga~bel. ebenda UIZS S. 210, 
Schindler, Arbeit und Beruf. . 
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Um die zur Entlassung kommende Schl!Jiugend planmäßig zu er­
fassen, ist die Verbindum!: mit den im Bezirl\ vorhandenen Schulen. 
herzustellen. 

Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung hat wie der Ar. 
beitsnachweis unparteiisch zu erfolgen. Sie hat ferner die Interessen 
eines besonderen Berufs allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen 
Gesichtspunkten unterzuordnen. Die scharfe Hervorhebung dieser 
Grundsätze wird nicht geeignet sein, das Publikum für die Berufsbe­
ratung zu gewinnen. Hierauf kommt es aber bei der Neuartigkeit der 
Einrichtung vornehmlich an. Denn durch behördlichen Zwang läßt sich 
die Berufsberatung nicht durchsetzen. Es kommt weniger darauf aJl, 
daß die Einrichtung von vielen Personen in Anspruch genommen wird. 
als daß der erteilt~ Rat befolgt wird und zum Vorteil in erster Linie 
des Vertretenen ausschlägt. Selbstverständlich hat der Berufsberater 
die persönliche Eignung und Neigung des Beratenen zu berücksich­
tigen. 

Pür die Beruisberater ist vorgeschrieben, daß sie die erforder­
liche Sachkenntnis auf dem Gebiete der Berufsberatung, der Berufs­
und der Jugendkunde besitzen. Es dürfen als Berufsberater nur Per­
sonen bestellt werden, die eine mindestens fünf jährige erfolgreiche 
Berufsarbeit nachweisen können und in der Behandlung Jugendlicher 
erfahren sind. Im allgemeinen wird ein Mindestalter von 25 Jahren 
erfordert. . 

Die Berufsberatung und LehrstelJenvermittiung soll in der. Regel 
vereinigt werden. Der Verwaltungsausschuß des Arbeitsnachweises 
hat auch die Grundsätze für die Berufsberatung aufzustellen und über 
Beschwerden zu entscheiden. Als besonderes Organ· soll ihm in der 
Reg.el, d. h. soweit die örtlichen Verhältnisse es möglich machen, ein 
ehrenamtlicher Beirat aus fachkundigen Personen beigegeben werden, 
darunter Aerzte, Psychologen, Lehrer usw. 

" 

Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung bei den La n -
d:e s ä m t ern hat sich zu erstrecken auf 

a) die Mitwirkung bei der Einrichtung und dem Ausbau der Berufs­
beratung und Lehrstellenvermittlung ; 

b) die Pachaufsicht auch über die Berufsberatung und Lehrstellen­
vermittlung außerhalb der öffentlichen Arbeitsnachweise; . 

c) die Beobachtung der Berufsbewegung und des Lehrstellenmark­
tes; 

d} die Regelung des Zwischenörtlichen Lehrstellenausgleichs; 
e) die Sammlung und Bearbeitung berufskundlichen Materials und 

seine Nutzbarmachung; . 
t)die Berufsberatung für Berufe und Personengruppen, für welche 
. die Beratung bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen nicht über-
nommen werden kann; . 
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r;) die Anregung zur Schaffung von Ausbildungsgelegenhelten in 
Land- und Hauswirtschaft, Handwerk, Handel und Industrie. 

Der Verwaltungsausschuß der Landesämter, dem ein Beirat fach­
kundiger Personen beigegeben wird stellt die Grundsätze für die Oe­
schäftsführung der Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung auf. 

4. Nach den vom Präsidenten der Reichsarbeitsverwaltung (Relchs­
:amt für Arbeitsvermittlung) aufgestellten 0 run d sät zen vom 12. Mal 
1923 für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung au ß er hai b 
der A rb e i t s n ach w eis ä m t e r soH der Name privater Einrich­
tungen erkennen lassen, Wer Träger der Einrichtung ist und eine Ver­
wechslung mit der Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung bel den 
öffentlichen Arbeitsnachweisämtern ausschließen. 

Die Vermittlung von Lehrlingen darf nur in beruflich, sittlich und 
gesundheitlich einwandfreie Lehrstellen. erfolgen. Die Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung darf nicht zur Werbung für wirtschaftliche, 
religiöse und politische Vel'eine benutzt werden. Mit der Durchführun~ 
der Bertlfsb~ratullg· und Lehrstellenvermittlung müssen bestimmte 
Personen verantwortlich beauftragt werden. 

Die privaten Lehrstellenvermittlullgs-Einrichtungen sind verpflich­
tet, auf: Anfordern dem zuständigen Landesamt für Arbeitsvermittlung 
die Z a h 1 der offenen Lehrstellen und der nicht untergebrachten Lehr­
linge zu melden, auch sonstige Auskünfte zwecks Erlangung des über­
blicks über die Lage des Stellenmarktes zu geben. 

Dem Landesamt für Arbeitsvermittlung steht die fachliche Aufsicht 
über sämtliche Einrichtungen der genannten Art und seiner Person zu. 

Die Einrichtung neuer und die Auflösung bestehender Einrichtungen 
ist dem Landesamt für Arbeitsvermittlung zu melden. Demselben ist 
alljährlich zum 15. August Bericht über die Beratungs· und VermItt­
lungstätigkeit zu erstatten. 

Die-Durchführung der öffentlichen und auch der geregelten privaten 
Berufsberatung steht noch in den Anfängen. Insbesondere fehlt es an 
genügendem, für die Zwecke der Berufsberatung geeigneten Personal. 

Die Berufsberatung wird daher zunächst, wenn sie den guten 
Zweck der Einrichtung schädigende Mißgriffe vermeide!). will, sich 
große Zurückhaltung auferlegen müssen. Es ist dehalb zu begrüßen, 
daß bisher ein Zwang zur Benützung der Beratung vermieden ist. Es 
ist zu berücksichtigen, daß ein sorgfältiger FamilIenvater in viel weit­
gehenderem Maße sich über die Zukunftsmöglichkeit seiner Kinder zu 
unterrichten versucht, als dies der öffentlichen Berufsberatung mög­
lich ist. Die Berufsberatung wird ihn aber wirksam unterstützen, na­
mentlich Irrtümer verhindern können, die in Bezug auf die Berufswahl 
oft weit verbreitet sind. Das Hauptgewicht ist auf eine sorgfältige Aus­
wahl der Leitung der Berufsberatungsangelegenheiten bel den Landes­
:ämtern für Arbeitsvermittlung zu legen. 
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Anhang. 
Die Beschäftigung Schwerbeschädigter. 

1. Nachdem die Verordnung v.28. 3. 1919 die Arbeitgeber zur Frei­
machung von Arbeitsstellen für Personen, die auf Arbeit angewiesen 
sind, und weitere Verordnungen, zuletzt die Verordnung v. 12. 2. 192{) 
die Wiedereinstellung Jrüher beschäftigter Kriegsteilnehmer angeordnet 
hatte, ist durch das Gesetz über die Beschäftigung SChwerbeschädigter 
vom 6. 9.1920 (ROB!. S. 458), neueste Fassung vom 12. 1. )923 (RGßI.I 
S. 57) den Arbeitgebern die Verpflichtung zur Beschäftigung Schwer­
beschädigter auferlegt worden. 

Als Schwerbeschädigte gelten Deutsche, die durch Dienstbeschädi­
gung oder Unfall um welligstens 50% in ihrer Erwerbsfähigkeit beschränkt 
sind und eine gesetzliche Pension oder Rentenanspruch haben. Die 
HauptfürsorgesteIle kann Schwerbeschädigte, deren Rente noch nicht 
festgestellt ist, den Schwerbeschädigten gleichstellen (§ 20). Der Schutz. 
des Gesetzes kann auch Blinden gewährt werden, die nicht als Schwer­
beschädigte anzusehen sind (§ 2). Mit Zustimmung des Reichsamts kann 
die Reichsregierung die Besetzung eines bestimmten Bruchteils der 
Arbeitsplätze - wozu auch Beamtenstellen gehören - mit Schwer­
beschädigten durch das Reich, die Länder oder andere Körperschaften 
anordnen. Der Bruchteil der zu besetzenden privaten Stellen wird 
durch· den Reichsarbeitsminister bestimmt, wobei nicht alle Berufs­
gruppen voll oder gleichinässig erfasst zu werden brauchen. 

Ein persönlicher Anspruch auf Einstellung durch. den Arbeitgeber 
oder Beschaffung einer Stelle durch den Staat steht dem einzelnen 
Schwerbeschädigten von vornherein nicht zu. Die HauptfürsorgesteIle 
kann aber einem privaten Arbeitgeber, der nicht die vorgeschriebene 
Zahl Schwerbeschädigter eingestellt hat, eine Frist bestimmen, nach 
deren Ablauf sie die Einstellung eines bestimmtdn SChwerbeschädigten 
anordnet. Mit Zustellung des Beschlusses gilt der Arbeitsvertrag als 
abgeschlossen. Sein Inhalt bestimmt sich nach Tarifvertrag oder Be­
triebssatzung, nötigenfalls nach Anordnung der HauptfürsorgesteIle. 

Die Arbeitgeber können ihrer Verpflichtung auch durch Zuweisung 
von Siedlungsstellen zu Eigentum oder Pacht genügen. 

Die Sorge um die Einstellung und BeschäftIgung der Schwerbe­
schädigten liegt den HauptfürsorgesteIlen der Kriegsbeschädigten- und 
KriegshinterbliebenenfUrsorge, bei öffentlichen Korporationen den Dienst­
aufsichtssteIlen im Benehmen mit den HauptfürsorgesteIlen ob, auch 
haben sich die Arbeiterbetriebsveriretungen um die Durchführung des 
Gesetzes zu bemühen, insbesondere bei mehr als fünf Schwerbeschädig­
ten in einem Betriebe einen Vertrauensmann zu bestellen. Dieser hat 
mit einem Vertrauensmann des Arbeitgebers zusammenzuwirken. 

Nicht nur die Einstellung, sondern auch die Kündigung Schwerbe­
schädigter Ist besonders geregelt. Sie darf nur mit Zustimmung der 
HauptfUrsorgestelle erfolgen (§ 13). Die Kündigungsfrist beträgt min­
destens 4 Wochen. Die gesetzlichen Bestimmungen über die fristlose 
Kündigung werden nicht berührt. Wenn es sich aber um eine Krankheit 
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handelt, die eine Folge der Kriegsbeschädigung ist, so ist die Zustim~ 
mung der HauptfiirsorgesteUe erforderlich. 

Schwerbeschädigte, denen lediglich aus Anlass eines Streiks oder 
einer Aussperrung gekündigt worden iSt, sind nach Beendigung des 
Kampfes wieder einzustellen. 

Die Zustimmung soll nicht versagt werden, wenn der Arbeitgeber 
den zu entlassenden durch einen anderen Schwerbeschädigten im Ein~ 
vernehmen mit der Hauptfilrsorgestelle ersetzt, sie darf überhaupt nicht 
versagt werden, wenn öffentuclle Betriebe aufgelöst oder wesentlich 
eingeschränkt werden und mindestens noch 3 Monate lang Gehalt oder' 
Lohn weitergezahlt wird und 5 vom Hundert der Belegschaft Schwer­
beschädigte weiterbeschäftigt werden (§§ 14, 15). 

Die Zustimmung darf pei privaten Betrieben nicht versagt werden, 
wenn dieser nicht nur voriibergehend vollständig eingestellt oder we~ 
sentlieh eingeschränkt wird und zwischen dem Tage der Kündigung 
und dem Tage bis zu welchem Gehalt weitergezahrt wird, mindestens 
3 Monate liegen (§ 21). Die Zustimmung der HauptfürsorgesteIle ist 
nicht erforderlich bei aushilfs- oder probeweiser Beschäftigung (§ 17). 

Vorsätzliche oder grobfahrlässige Verstösse privater Arbeitgeber 
gegen das Gesetz sind mit Geldstrafe und Busse bedroht. Schwer­
beschädigten, die ohne berechtigten Grund eine Stelle zuriickweisen 
oder verlassen oder· sonst schuldhaft die Durchführung des Gesetzes 
vereiteln, kann der Schwersbschädigtenausschuss der HauptfürsorgesteUe 
die Vorteile des Gesetzes entziehen. 

Bei jeder Hauptfürsorgestelle und bei der Reichsarbeitsverwaltung 
werden SchwerbeschädigtenausschUsse errichtet. Gegen die Anord­
nungen und Entscheidungen der Hauptfiirsorgestelle ist Beschwerde bei 
den SchwerbeschädigtenausschUssen der Hauptfiirsorgestellen zulässig. 
Der Schwerbeschädigtenausschuss bei der Reichsarbeitsverwaltung entJ 

scheidet nur grundsätzliche Fragen. 
Der Reichsarbeitsminister ist ermächtigt, mit Zustimmung des 

Reichsrats Auroführungsbestimmungen zu erlassen. 

, .-" 
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